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Gesetz Nr. 39 
über die Verwaltungsgerichfsbarkeit. 

Vom 25. September 1946. 

E r s t e r A b s c h n i t t . 

Verwaltungsgerichfshof 
und Verwalfungsgerichie. 

§ i 
(1) Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird durch 

unabhängige, nur dem Gesetz unterworfene Ge­
richte (Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungs­
gerichte) ausgeübt. 

(2) Ihre Zahl und ihr Sitz werden durch Verord­
nung bestimmt. Sie gehören zum Geschäftsbereich 
des Ministers des Innern. 

§ 2 

Die Dienstaufsicht über den Verwaltungsgerichts­
hof steht dem Ministerpräsidenten zu, die Dienst­
aufsicht über die Verwaltungsgerichte dem Prä­
sidenten des Verwaltungsgerichtshofes. 

§ 3 

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes 
und die beamteten Mitglieder der Verwaltungs­
gerichte müssen entweder nach den Vorschriften 
des Gerichtsverfassungsgesetzes die Befähigung 
zum Richteramt oder auf Grund des Studiums der 
Rechtswissenschaft an einer Universität sowie einer 
mehrjährigen praktischen Vorbereitung im öffent­
lichen Dienst durch Ablegung der vorgeschriebenen 
Prüfungen die Befähigung zum höheren Verwal­
tungsdienst erworben haben oder ordentliche öffent­
liche Lehrer der Rechtswissenschaft an einer deut­
schen Hochschule sein oder gewesen sein. 

(2) Auf die persönliche Rechtsstellung der haupt­
amtlichen Mitglieder und auf die der nebenamt­
lichen Mitglieder als.Richter sind die für die Rich-

x ter der ordentlichen Gerichtsbarkeit geltenden Vor­
schriften entsprechend anzuwenden. 

(3) Die hauptamtlicher! Mitglieder des Verwal­
tungsgerichtshofes können zur Ausbildung und Prü­
fung der Referendare herangezogen, im übrigen aber 
im Verwaltungsdienst nicht beschäftigt werden. 

§ 4 

(1) Der Verwaltungsgerichtshof besteht aus dem 
Präsidenten, den etwa erforderlichen Senatspräsi­
denten und weiteren ordentlichen Mitgliedern (Rä­
ten) sowie Stellvertretern. 

(2) Das Präsidium des Verwaltungsgerichtshofs be­
steht aus dem Präsidenten, den Senatspräsidenten 
und den beiden dienstältesten hauptamtlichen Räten. 

(3) Der Präsident und mindestens drei Räte, bei 
Bildung mehrerer Senate der Senatspräsident und 
mindestens zwei Räte eines jeden Senats, werden 
hauptamtlich auf Lebenszeit ernannt. 

(4) Die übrigen Räte und die Stellvertreter wer­
den aus den ständigen Richtern der Oberlandes­
gerichte, den Mitgliedern der obersten Rechnungs-

prüfungsbehörden oder den ordentlichen Univer­
sitätsprofessoren des öffentlichen Rechts für die 
Dauer ihres Hauptamtes ernannt. 

(5) Durch Verordnung kann bestimmt werden, daß, 
abgesehen von den Universilätsprofessoren, alle Mit­
glieder hauptamtlich auf Lebenszeit zu ernenne« 
sind. 

(6) Auf die Stellvertreter ist erst zurückzugreifen, 
wenn bei Verhinderung ordentlicher Mitglieder nicht 
andere ordentliche Mitglieder als Ersatzrichter her­
angezogen werden können. jfc 

§ 5 
(1) Vor Ernennung eines Senatspräsidenten, eines 

Rats oder eines Stellvertreters ist die Vollversamm­
lung des Verwaltungsgerichtshofes zu hören. 

(2) Die Vollversammlung besteht aus allen ordent­
lichen Mitgliedern des Vcrwaltungsgerichtshofs. Sie 
ist bei Anwesenheit von zwei Drittel der Mitglieder 
beschlußfähig. 

§ 6 
(1) Der Verwaltungsgerichtshof verhandelt und 

entscheidet in der Besetzung von fünf Mitgliedern 
einschließlich des Vorsitzenden. 

(2) Der Vorsitzende kann, insbesondere bei Ver­
handlungen von längerer Dauer, weitere Mitglieder 
als Ergänzungsrichter zuziehen, die der Verhand­
lung beizuwohnen und für ein verhindertes Mit­
glied einzutreten haben. 

(3) Bei der Beratung" und Abstimmung dürfen 
außer den nach Abs. 1 und 2 berufenen Mitgliedern 
nur die beim Verwaltungsgerichtshof zu ihrer Aus­
bildung beschäftigten Personen zugegen sein, soweit 
der Vorsitzende ihre Anwesenheit gestattet. 

(4) Die Entscheidungen werden mit Stimmen­
mehrheit gefällt. Die Reihenfolge der Abstimmung 
richtet sich nach dem Dienstalter, bei gleichem 
Dienstalter nach dem Lebensalter. Der Jüngere 
stimmt vor dem Älteren, der Vorsitzende zuletzt. • 

§ 7 
Der Verwaltungsgerichtshof veröffentlicht seine 

Entscheidungen, soweit sie grundsätzliche Bedeu­
tung haben. Die Auswahl trifft das Präsidium 
(§ 4 Abs. 2). 

§ 8 ' ' • ' . . 
Will in einer Rechtsfrage ein Senat von einer nach 

§ 7 veröffentlichten Entscheidung des Verwaltungs­
gerichtshofs abweichen, so entscheidet über die 
streitige Rechtsfrage die Vollversammlung (§ 5 
Abs. 2). Den Beteiligten ist vorher Gelegenheit zu 
schriftlicher Äußerung zu geben. Die Entscheidung 
ergeht ohne mündliche Verhandlung. Sie ist in der 
anhängigen Streitsache bindend. 

§ 9 
Der Verwaltungsgerichtshof erstattet der Staats­

regierung auf Verlangen Gutachten über Gesetz­
entwürfe. 

§ 10 
Der Verwaltungsgerichtshof gibt Blch eine Ge­

schäftsordnung, die das Präsidium beschließt. Sie 
bedarf der Genehmigung der Staatsregierung. 

i 

\ 
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§ n , 
(1) Das Verwaltungsgericht besteht aus dem Prä­

sidenten, den etwa erforderlichen Kammervorsit­
zenden und weiteren beamteten Mitgliedern, den 
ehrenamtlichen Mitgliedern und Stellvertretern. 

(2) Das Präsidium des Verwaltungsgerichts be­
steht aus dem Präsidenten und den beiden dienst­
ältesten beamteten Mitgliedern. 

.(3) Der Präsident sowie mindestens ein weiteres 
beamtetes Mitglied des Gerichts und, wenn mehrere 
Kammern gebildet sind, der Vorsitzende sowie min­
destens ein weiteres beamtetes Mitglied einer jeden 
Kammer werden hauptamtlich auf Lebenszeit er­
nannt. 

(4) Die übrigen beamteten Mitglieder sowie die 
Stellvertreter der beamteten Mitglieder werden aus 
den planmäßigen Richtern der bürgerlichen Ge­
richte, den höheren Verwaltungsbeamten oder den 
Universitätsprofessoren des öffentlichen Rechts für 
die Dauer ihres Hauptamtes ernannt. Auf die Stell­
vertreter ist erst zurückzugreifen, wenn bei Verhin­
derung beamteter Mitglieder nicht andere beamtete 
Mitglieder als Ersatzrichter herangezogen werden 
können. 

§ 12 
Vor Ernennung des Präsidenten des Verwaltungs­

gerichts ist der Präsident des Verwaltungsgerichts­
hofes, vor Ernennung eines sonstigen beamteten 
Mitglieds oder Stellvertreters der Präsident des 
Verwaltungsgerichts zu hören. 

§ 13 
Die ehrenamtlichen Mitglieder werden für die 

Dauer von vier Jahren gewählt. Das Nähere be­
stimmt ein Gesetz. Bis zum Inkrafttreten dieses Ge­
setzes werden sie von der Staatsregierung ernannt. 
Sie müssen deutsche Staatsangehörige sein und das 

' dreißigste Lebensjahr vollendet haben. 

§ 14 
(1) Auf die Rechtsstellung und eidliche Verpflich­

tung der ehrenamtlichen Mitglieder sind die für die 
Handelsrichter erlassenen Vorschriften der §§ 107, 
111 und 112 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der 
Fassung vom 22. März 1924 (Reichsgesetzblatt I 
S. 299) entsprechend anzuwenden. 

(2) Bei Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
stellt das Präsidium des Verwaltungsgerichts (§ 11 
Abs. 2) das Ausscheiden aus dem Amte fest. 

§ 15 
(1) Das Verwaltungsgericht verhandelt und ent­

scheidet in der Besetzung von einem Vorsitzenden, 
zwei beamteten und zwei ehrenamtlichen Mitglie­
dern als Beisitzer. Bei Entscheidungen, die ohne 
mündliche Verhandlung ergehen, wirken die ehren­
amtlichen Beisitzer nicht mit. § 6 Abs. 2 und 3 ist 
anzuwenden. 

(2) Die Entscheidungen werden mit Stimmen­
mehrheit gefällt. Die ehrenamtlichen Mitglieder 
stimmen vor den beamteten Mitgliedern. Die Reihen­
folge ihrer Abstimmung richtet sich nach dem Le­
bensalter. Im übrigen gilt § 6 Abs. 4. 

§ 16 
Der Präsident des Verwaltungsgerichtshofes er­

läßt für jedes Verwaltungsgericht eine Geschäfts­
ordnung. Das Präsidium des Verwaltungsgerichts 
»st vorher gutachtlich zu hören. 

§ 17 
Für die Ausschließung und Ablehnung eines Mit­

gliedes des Verwaltungsgerichtshofes oder des Ver­
waltungsgerichts, des Schriftführers oder des Ür-
fcundsbeamten der Geschäftsstelle gelten die Vor­

schriften der Zivilprozeßordnung in der ungeänder-
ten Fassung vom 13. Mai 1924 (RGBl. I S. 437) ent­
sprechend. Von der Ausübung des Richteramtes ist 
auch ausgeschlossen, wer bei dem Verwaltungsakt, 
der den Gegenstand einer Anfechtungsklage bildet, 
oder bei der Entscheidung über einen dagegen ein-i 
gelegten Einspruch oder eine Beschwerde mit-) 
gewirkt hat. 

§ 18 
(1) Die Staatsregierung kann beim Verwaltungs­

gerichtshof und bei den Verwaltungsgerichten 
einen ständigen Vertreter des öffentlichen Inter­
esses bestellen. § 3 Abs. 1 gilt auch für ihn. 

(2) Der Vertreter des öffentlichen Interesses1 hat 
mitzuwirken, daß das Recht sich durchsetzt und 
das Gemeinwohl keinen Schaden erleidet. Er ist an 
die Weisungen der Staatsregierung gebunden. 

§ 19 
Beim Verwaltungsgerichtshof und bei jedem Ver­

waltungsgericht besteht eine Geschäftsstelle. Nähe­
res wird durch Verordnung bestimmt. 

§ 20 
Die Amtsgerichte, Verwaltungsgerichte und Ver­

waltungsbehörden haben dem Verwaltungsgerichts­
hof und den Verwaltungsgerichten auf Ersuchen 
Rechtshilfe zil leisten. 

Z w e i t e r A b s c h n i t t 

Zuständigkeit. 
§ 21 

Der Verwallungsgerichtshof entscheidet über dia 
Rechtsmittel der Berufung und Beschwerde gegen 
die Entscheidungen der Verwaltungsgerichte, außer-

1 dem im ersten und letzten Rechtszug in den gesetzt 
lieh besonders bestimmten Fällen. 

— • - § 22 
(1) Das Verwaltungsgericht entscheidet über die I-

Anfechtung von Verfügungen der Verwaltungs­
behörden und von sonstigen Verwaltungsakten (An­
fechtungssachen) sowie, in anderen Streitigkeiten 
des öffentlichen Rechts (Parteistreitigkeiten), soweit 
nicht besondere Verwaltungsgerichte oder Schieds­
gerichte oder die bürgerlichen Gerichte zu entschei­
den haben. Parlamentarische Wahlprüfungen und 
sonstige in den Bereich der Verfassungsgerichts-
barkeit fallende Streitsachen gehören nicht zur 
verwaltungsgerichtlichen Zuständigkeit. 

(2) Die Klage vor dem Verwaltungsgericht wird ^ 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß nach bisherigem 
Recht eine Verwaltungsbehörde endgültig ent­
scheidet. 

§ 23 
Soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt 

ist, kann nur klagen, wer ein ihm zustehendes 
Recht geltend macht oder eine ihm angesonnene 
Verbindlichkeit bestreitet. Die Zugehörigkeit zu 
einem öffentlichen Verbände und die persönliche 
Rechtsstellung stehen einem Rechte gleich. 

§ 24 
(1) Auf Feststellung des Bestehens, oder Nicht­

bestehens eines Rechtsverhältnisses kann im Wege 
der Parteistreitigkeit Klage erhoben werden, wenn 
der Kläger ein berechtigtes Interesse daran hat, 
daß das Rechtsverhältnis durch richterliche Ent­
scheidung alsbald festgestellt wird. 

(2) Die Feststellung ist ausgeschlossen, soweit die 
Anfechtungsklage gegen einen eine Feststellung 
enthaltenden Verwaltungsakt oder wegen Versagens 
eines solchen Verwaltungsaktes erhoben werden 
kann. 
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§ 25 

(1) I m R a h m e n der sachl ichen Zus tändigkei t der 
Verwal tungsger i ch te entscheidet der V e r w a l t u n g s ­
gerichtshof auf A n t r a g durch Beschluß über die 
Gül t igkei t e iner Vero rdnung oder einer sonstigen, 
im Range u n t e r dem Gesetz s t ehenden Rechtsvor ­
schrif t . Den A n t r a g kann eine Behörde sowie j ede r ­
m a n n stellen, der durch A n w e n d u n g der Rech t s ­
vorschr i f t in absehbare r Zeit eine Benachte i l igung 
zu gewär t igen ha t . 

(2) Die Entscheidung ist a l lgemein verbindl ich. 
Sie ist öffentlich bekann tzumachen . 

(3) Das Nähe re w i r d durch Vero rdnung bes t immt. 

§ 26 
(1) ö r t l i c h zus tändig is t : 

1. bei Klagen, nach denen über Rechte oder Pflich­
ten in Beziehung auf ein Grunds tück oder ein 
or t sgebundenes Recht zu entscheiden ist, au s ­
schließlich das Verwal tungsger ich t der belegenen 
Sache; 

2. bei Klagen, die von öffentlichen Verbänden gegen 
ihre Angehörigen als solche oder von diesen 
gegeneinander e rhoben w e r d e n , das Ve rwa l tungs ­
gericht , in dessen Bezirk der Verband seinen 
Sitz ha t ; 

3. bei Anfechtungsklagen das Verwal tungsger icht , 
in dessen Bezirk der beschwerende V e r w a l t u n g s ­
ak t er lassen w u r d e ; 

4. in al len anderen Fäl len das Verwal tungsger ich t , 
in dessen Bezirk der Beklag te , w o h n t oder die 
den Beklagten ve r t r e t ende Behörde oder Stel le 
ih ren Sitz ha t . 

(2) In Ermange lung eines nach diesen Vorschrif­
t en zuständigen Verwal tungsger ich ts sowie ih den 
Fäl len des § 36 der Ziv i lprozeßordnung bes t immt 
der Verwal tungsger ich tshof das zus tändige Gericht . 

§ 27 
Vere inbarungen der Pa r t e i en übe r die Zus tänd ig­

kei t des Verwal tungsger ich tshofes oder der Ver ­
wal tungsger ich te h a b e n keine recht l iche Wirkung. 

D r i t t e r A b s c h n i t t 

Allgemeine Vorschriften 
über das Verfahren. 

§ 28 
Soweit in diesem Gesetz n ich ts anderes bes t immt 

ist, s ind die Vorschr i f ten de r Ti te l 14 b i s 18 
des Gerichtsverfassungsgesetzes übe r Öffentlichkeit, 
Sitzüngspolizei, Ger ichtssprache , B e r a t u n g u n d A b ­
s t immung auf das Verfahren vor dem Verwa l tungs ­
gerichtshof und den Verwal tungsger ichte tv e n t ­
sprechend anzuwenden ; doch r ichte t sich das B e ­
schwerderech t ausschließlich nach den B e s t i m m u n ­
gen des vor l iegenden Gesetzes. 

§ 29 
Entsche idungen des Gerichts , die n ich t Urtei le 

sind, können ohne münd l i che Verhand lung ergehen. 

§ 30 -

(1) A n o r d n u n g e n und - Mit te i lungen des Ger ich ts 
oder des Vorsi tzenden sind zuzustel len, v e r k ü n d e t e 
Entsche idungen jedoch n u r in den gesetzlich b e ­
s t immten Fäl len . 

(2) Die Zus te l lungen geschehen von Amts wegen 
nach den Vorschrif ten der §§ 208 bis 213 der Zivi l­
p rozeßordnung . Sie können auch durch einen e in­
geschr iebenen Brief gegen Rückschein sowie in de r 
Weise bewi rk t werden , daß der U r k u n d s b e a m t e 
oder ein a n d e r e r dami t beauf t rag te r Beamte r das 
Schri f ts tück gegen Empfangsbescheinigung a u s ­
händig t . 

§ 31 
Die Fr i s ten werden nach den Vorschriften des 

Bürger l ichen Gesetzbuches berechnet . Fä l l t d a s 
Ende einer Fr is t auf einen Sonntag oder a l lge­
meinen Feier tag, so endigt die Fr is t mi t Ablauf des 
nächstfolgenden Werk tags . 

§ 32 
Die Fr is t für ein Rechtsmit te l oder einen sons t l -

gen~Rechtsbehelf beginnt n u r d a n n zu laufen, w e n n 
der Betei l igte über den Rechtsbehelf, die zuständige 
Behörde mi t Angabe ihres Sitzes u n d die e inzu­
ha l t ende Fr is t be lehr t worden ist. 

§ 33 • 
(1) Wer glaubhaft macht , daß e r ohne Verschu l ­

den ve rh inder t gewesen ist, eine gesetzliche Fr i s t 
e inzuhal ten, i nne rha lb der ein An t rag zu stel len 
oder von einem Rechtsbehelf Gebrauch zu m a c h e n 
war , ist auf semen A n t r a g in den vorigen S tand 
einzusetzen. Mit dem Amtrag m u ß die v e r s ä u m t e 
Hand lung nachgehol t werden . 

(2) Die Einsetzung m u ß binnen zwei Wochen nach 
Besei t igung des Hindernisses bean t rag t w e rd en . 
Nach Ablauf eines J a h r e s seit dem Ende der v e r ­
säumten Fr is t ist der A n t r a g ausgeschlossen, es sei 
denn, daß höhere Gewal t vorliegt. 

(3) Über den A n t r a g auf Einsetzung in den v o r i ­
gen S t a n d beschließt nach Anhörung der Be te i ­
l igten das Gericht , dem die Entsche idung übe r die 
nachgehol te Hand lung zusteht . 

(4) Richter l iche Fr i s ten können jederzei t v e r l ä n ­
gert werden . 

§ 34 
Wo dieses Gesetz ke ine Bes t immungen über das 

Ver fahren en thä l t und n ich t anzunehmen ist, d a ß 
dessen Ges ta l tung dem pflichtmäßigen r ichter l ichen 
Ermessen über lassen w e r d e n sollte, sind, soweit 
die grundsä tz l ichen Unterschiede der beiden V e r ­
fah rensa r t en es zulassen, die Vorschrif ten der Zivi l ­
p rozeßordnung e rgänzend heranzuziehen. 

V i e r t e r A b s c h n i t t . 

Anfechfungssachen. 
I. Verfahren bis zum Urtei l . 

§ 35 
(1) Die Anfechtungsklage ist gegeben, w e n n j e ­

m a n d behaup te t , du rch e inen V e r w a l t u n g s a k t in 
seinen Rechten ver le tz t zu sein. 

(2) Sie ist auch gegen die Unte r l a s sung e iner b e ­
an t r ag t en Amtshand lung zulässig, auf deren V o r ­
n a h m e der Ant rags te l le r ein Recht zu haben b e ­
haup te t . Als Unte r l a s sung gilt es, w e n n die B e ­
hörde den An t rag auf Vornahme der A m t s h a n d ­
lung ohne zure ichenden G r u n d n ich t beschieden 
ha t . Die Unte r l a s sung ist dann einer A b l eh n u n g > 
gleich zu achten. 

§ 36 
Soweit Behörden e rmäch t ig t sind, nach i h r e m 

Ermessen zu befinden, k a n n die Anfech tungsk lage , 
w e n n nicht gesetzlich e t w a s anderes be s t immt ist , 
n u r darauf ges tü tz t werden , daß von diesem E r ­
messen n ich t im Sinne des Gesetzes G e b r a u c h g e ­
m a c h t sei, insbesondere, daß Ermessensmißbrauch , 
vorl iege. 

' §"37 

Die Anfech tungsk lage ist n ich t gegeben: 
1. Bei Unzuläss igkei t des Ve rwa l tungs rech t sweges 

(§ 22); 

2. bei Pa r te i s l r e i t igke i t en (§ 85); 
3. gegen A n o r d n u n g e n der Ger ich te . 
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§ 38 
(1) Vorbehal t l ich ande re r gesetzl icher Regelung 

k a n n die Anfechtungsklage e rs t e rhoben werden , 
n a c h d e m der Klageberecht ig te erfolglos Einspruch 
eingelegt ha t . F ü r das E inspruchsver fahren gel ten 
die Vorschrif ten de r §§ 38, 39, 40. 

(2) In den Fäl len der §§ 20, 21 der Gewerbeord ­
n u n g wi rd der Rekur s du rch E r h e b u n g der A n ­
fechtungsklage ohne vorhergehendes E insp ruchs ­
ver fahren eingelegt. Das Verwal tungsger ich t p rüf t 
d a n n die Ermessensfrage in vol lem Umfang. 

'3) In den Fäl len des § 35 Abs. 2 b r a u c h t kein 
E inspruch eingelegt zu werden . 

§ 39 
(1) Der E inspruch m u ß einen bes t immten A n t r a g 

en tha l t en . Die Beschwerdepunk te u n d die zur B e ­
g r ü n d u n g d ienenden Ta t sachen u n d Beweismi t te l 
sollen angegeben werden . 

(2) Der Einspruch 1st b innen zwel._Wpc.hen nach 
Eröffnung oder Zuste l lung des beschwerenden Ver ­
wa l tungsak te s , in deren E rmange lung nach Kenn~l> 
n i snahme, bei der Behörde einzulegen, die den Ver ­
w a l t u n g s a k t er lassen hat . Die §§ 32 u n d 33 finden 
Anwendung . 

§ 40 
(1) Die Behörde e r l äß t nach nochmal iger P rü fung 

den Einspruchsbescheid . 
(2) Er ist zu beg ründen u n d mi t e iner Be leh rung 

über den Rechtsbehelf (§ 32) zu versehen . 

§ 41 
Die Befugnis der übe rgeordne ten Behörden , den 

V e r w a l t u n g s a k t e iner nachgeordne ten Behörde von 
A m t s wegen oder auf Anrufung (Aufsichtbeschwerde) 
zu ände rn oder aufzuheben, bleibt, unbe rüh r t . 

§ 42 
(1) Die Anfechtungsklage m u ß b innen zwei Wochen 

e rhoben werden , soweit n icht gesetzlich e twas a n -
, deres bes t immt ist. Die Fr i s t beg innt mi t der E r ­

öffnung oder Zus te l lung des Einspruchsbescheids . 
(2) H a t die Behörde ohne zure ichenden G r u n d 

den Einspruch b innen einer angemessenen Fr is t 
nach seiner E rhebung nicht beschieden, so gilt dies 
als ab lehnender Einspruchsbescheid . Die Erhebung 
der Anfechtungsklage ist in diesem Fal l nach A b ­
lauf von sechs Monaten seit E in legung des E in ­
sp ruchs ausgeschlossen. 

§ 43 
Ist nach dem Vorbeha l t des § 38 Abs. 1 oder nach 

§ 38 Abs. 2 die Anfechtungsklage unmi t t e lba r ge ­
geben, so ist sie binnen zwei Wochen nach E r ­
öffnung oder Zus te l lung des beschwerenden Ver ­
wa l tungsak t e s , in deren E rmange lung nach K e n n t ­
n i snahme , zu erheben. Bei Unte r lassung e iner b e ­
an t r ag ten A m t s h a n d l u n g (§ 35 Abs. 2) ist die A n ­
fechtungsklage an keine Fr i s t gebunden. 

§ 44 
Die Anfechtungsklage soll als solche bezeichnet 

werden . Sie m u ß einen bes t immten A n t r a g en t ­
ha l ten . Die Anfech tungspunk te u n d die zur B e ­
g r ü n d u n g d ienenden Ta tsachen u n d Beweismi t te l 
sollen angegeben werden . 

§ 45 
Gegenstand der Anfechtungsklage sind der b e ­

schwerende Ve rwa l tungsak t und der E in sp ruchs ­
bescheid, in den Fäl len, in denen die Anfech tungs ­
klage unmi t t e lba r gegeben ist, de r beschwerende 
Verwal tungsakt . 

- w 
§ 4 6 . 

(1) Die Anfechtungsklage ist gegen den S taa t a ls 
Anfech tungsgegner zu r ichten. Is t aber die Behörde , I 

die den V e r w a l t u n g s a k t er lassen ha t , ke ine s t a a t ­
l iche Behörde , so ist Anfechtungsgegner die K ö r ­
perschaft , de r diese Behörde angehör t . 

(2) Die Ve r t r e tung des Anfechtungsgegners l iegt 
unbeschade t des § 47 Abs. 1 der Behörde ob, die 
den V e r w a l t u n g s a k t e r lassen ha t . 

§ 47 
(1) H a t die S taa t s reg ie rung einen s tändigen V e r ­

t r e t e r des öffentlichen In te resses bestel l t (§ 18), so 
kann ihm durch Vero rdnung die Ver t r e tung des 
S taa tes al lgemein zugewiesen werden . Er k a n n 
einen Beamten der Behörde , die den V e r w a l t u n g s ­
ak t er lassen hat , zuziehen oder ihm die Ve r t r e tung 
über t ragen . 

(2) I s t die Anfechtungsklage nicht gegen den 
Staat , sondern gegen eine ande re Körperschaf t zu 
r ichten (§ 46), so k a n n die Ve ro rdnung bes t immen, 
ob u n d mit we lchen Befugnissen der s tändige V e r ­
t r e t e r des öffentlichen Interesses a m Verfahren de r 
beiden Rechtszüge zu beteil igen ist. Die Ve ro rd ­
n u n g k a n n ihm jedoch die Befugnis, d ie K ö r p e r ­
schaft zu ver t re ten , n ich t e in räumen . 

§ 48 
(1) Durch Vero rdnung kann bes t immt werden , daß 

in den Fällen, in denen dieses Gesetz die E r h e b u n g 
der Anfech tungsk lage von der vorher igen E r h e b u n g 
eines E inspruchs abhängig macht , s t a t t des E i n ­
spruchs Beschwerde zur nächs t höhe ren Behö rde 
einzulegen ist. 

(2) Das N ä h e r e w i r d durch Vero rdnung bes t immt . 

§ 49 
Die Anfechtungsklage ist bei dem zus tändigen 

Verwal tungsger ich t (§ 26) schriftlich oder zu P r o t o ­
koll des U r k u n d s b e a m t e n der Geschäftsstel le zu e r ­
heben. Durch rechtzei t ige E rhebung bei der B e ­
hörde, die den Ve rwa l tungsak t oder die den B e -
schwerdebescheid er lassen hat , w i rd die Fr i s t g e ­
wahr t . 

§ 50 
Er läß t ein Minis ter oder eine ande re du rch V e r ­

o rdnung bes t immte Behörde den V e r w a l t u n g s a k t 
oder im Fal le des § 48 den Beschwerdebescheid , so 
ist die Anfechtungklage beim Verwa l tungsge r i ch t s ­
hof einzureichen. Dieser entscheidet im ers ten u n d 
letzten Rechtszug. Die für das Verwal tungsger ich t 
ge l tenden Vorschrif ten dieses Abschni t t s sind auf 
den Verwal tungsger ichs thof s inngemäß anzuwenden . 

§ 51 
(1) Einspruch, Beschwerde (§ 48) und Anfech tungs ­

klage haben aufschiebende Wirkung. Die Behörde , 
die den V e r w a l t u n g s a k t er lassen hat , k a n n jedoch 
dessen Vollziehung anordnen , wenn sie es im öffent­
lichen In teresse für geboten häl t . 

(2) Die aufschiebende Wi rkung entfä l l t bei S t r e i ­
t igkei ten über öffentliche Abgaben u n d Kosten, doch 
kann die Behörde die Ausse tzung der Vollziehung 
anordnen . 

(3) Die Befugnis, eine Ausse tzung de r Vol lz iehung 
anzuordnen , s teh t auße r der mi t der Beschwerde 
befaßten Behörde nach E r h e b u n g der Anfech tungs ­
k lage auch dem Ger icht zu. Die A n o r d n u n g des G e ­
r ichts geht den A n o r d n u n g e n der Behörde vor. Sie 
wirk t , w e n n das Ger icht n ichts anderes bes t immt , 
bis zur endgül t igen Er led igung des Rechtss t re i t s . 

(4) Die aufschiebende Wi rkung von Einspruch , 
Beschwerde u n d Anfechtungsklage sowie die A u s ­
setzungsbefugnis des Ger ichts entfal len gegenüber 
vorsorgl ichen behördl ichen Anordnungen , die be i 
Gefahr im Verzuge, insbesondere bei d rohenden 
Nachte i len für Leben, Gesundhei t oder Eigentum, :m 
öffentlichen In te resse ergehen, eine ze i t r aubende 
P rü fung der Rechts lage n ich t ges ta t ten und als N o t ­
s t a n d s m a ß n a h m e n bezeichnet sind. 

http://zwel._Wpc.hen
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§ 52 | 
Im Anfech tungsver fahren haben die Betei l igten 

(Anfechtungskläger u n d Anfechtungsgegner) g r u n d ­
sätzl ich die gleichen Rechte u n d Pa ich ten . 

§ 63 
(1) Betei l igter (§ 52) k a n n sein, w e r rechts fäh ig ist. 
(2) Personenvere in igungen können, auch ohne 

Rechtsfähigkei t zu besitzen, Betei l igte sein. 

§ 54 
(1) Fäh ig zur Vornahme von Ver f ah renshand ­

lungen s ind: 
1. die nach bürger l i chem Recht Geschäf tsfähigen; 
2. die nach bürger l i chem Recht in der Geschäf t s ­

fähigkeit Beschränk ten , soweit sie du rch Vor­
schr i f t des bürger l ichen oder des öffentlichen 
Rechts für den Gegens tand des Ver fahrens als 
geschäftsfähig a n e r k a n n t s ind. 
(2) F ü r e inen h ie rnach Prozeßunfäh igen hande l t 

de r gesetzliche Ver t re te r . 

§ 55 
: (1) Die Anfechtungsklage k a n n ohne wei te res du rch 

e inen mi t G r ü n d e n versehenen Vorbescheid, der auch 
d e m Anfechlungsgegner zuzustel len ist, abgewiesen 
werden , w e n n : 

1. ein wesent l iches Erfordernis fehlt u n d der Kläger 
i nne rha lb e iner vom Gericht zu bes t immenden 
F r i s t den Mangel n ich t beseit igt; 

2. die Klagefr is t v e r s ä u m t ist oder der E inspruch 
oder die Beschwerde wegen Ver säumung der Fr i s t 
zurückgewiesen worden w a r ; 

3. das Gericht offenbar unzus tänd ig i s t 
(2) Der Anfech tungsk läger k a n n b innen e inem 

M o n a t nach Zus te l lung des Vorbescheids mündl i che 
V e r h a n d l u n g bean t r agen ; er ist im Vorbescheid auf 
dieses Recht hinzuweisen. Wird der A n t r a g r e c h t ­
zeitig gestellt , so gilt der Vorbescheid als nicht e r ­
gangen ; andernfa l l s gilt er als rechtskräf t iges Urtei l . 

§ 56 
Wi rd kein Vorbescheid er lassen oder gilt der Vor­

bescheid als n icht ergangen, so stell t das V e r w a l ­
tungsger ich t die Anfechtungsklage dem Anfech­
tungsgegner mi t dem Ersuchen zu, sich inne rha lb 
e ine r bes t immten Fr i s t zur Klage zu äußern . 

§ 57 
(1) Sowei t es zur Aufk lä rung der ta tsächl ichen 

u n d recht l ichen Verhä l tn i s se geboten ist, kann das 
Verwa l tungsge r i ch t auch im wei te ren Verfahren die 
Betei l igten u n t e r Se tzung e iner Fr is t zu E r k l ä r u n g e n 
u n d Gegenäußerungen auffordern. 

(2) Unabhäng ig h iervon können die Betei l igten in 
j e d e r Lage des Ver fahrens A n t r ä g e stel len oder 
sonst ige E rk l ä rungen abgeben. 

(3) Die wei te ren E rk l ä rungen u n d G e g e n ä u ß e r u n ­
gen sind vom Gericht der Gegensei te zuzustel len. 

§ 53 
U r k u n d e n von größerem Umfan'g, die de r Anfech­

tungsk läger , der Anfechtungsgegner oder ein sons t i ­
ger Betei l igter e ingereicht ha t , s ind bei der G e ­
schäf tss te l le zur E ins ich tnahme du rch die Betei l ig­
t e n niederzulegen. 

§ 59 
(1) Br ingen die Betei l igten neue Ta tsachen oder 

Beweismi t t e l vor, so k a n n das Verwal tungsger ich t 
d ie Sache nach A n h ö r u n g der Beteil igten durch B e ­
sch luß an die Behörde , die den Verwa l tungsak t e r ­
l assen ha t , oder an die Beschwerdebehörde (§ 48) 
zu r nochmal igen P rü fung u n d Entsche idung z u r ü c k ­
ve rwe i sen . Gegen die Entsche idung dieser B e h ö r ­

den s ind die n a c h d e m vor l iegenden Gesetze e u -
lässigen Rechtsbehel fe gegeben. 

(2) Das Ger ich t h a t sich im Verweisungsbeschluß 
die Entsche idung ü b e r die Kosten vorzubeha l ten . 

§ 60 
(1) Das Verwal tungsger ich t beschl ießt nach A n ­

hörung der Betei l igten von A m t s wegen oder auf 
Ant rag , daß a n d e r e Personen, de ren recht l iche I n ­
teressen du rch die Entsche idung b e r ü h r t we rden , 
beizuladen sind. Den A n t r a g k a n n auch stellen, w e r 
beigeladen zu w e r d e n wünsch t . 

(2) In dem Bei ladungsbeschluß sollen der S t a n d 
der Sache u n d der G r u n d de r Bei ladung angegeben 
werden . 

(3) Der Beschluß wi rd den Beteil igten, den Be i ­
geladenen und dem Ant rags te l le r (Abs. 1 Sa tz 2) 
zugestel l t . 

(4) Durch den Beschluß e rha l t en die Beigeladenen 
die Rechtss te l lung von Betei l igten. Die Entsche idung 
über die Anfechtungsklage ist auch ihnen gegen­
übe r w i r k s a m (§ 84). 

§ 61 
(1) Die Betei l igten können sich in j e d e r Lage dea 

Verfahrens durch Bevol lmächt ig te ve r t r e t en lassen. 
Die Vol lmacht ist schriftl ich zu er tei len oder zu be ­
s tä t igen u n d k a n n nachgere ich t w e r d e n ; das Ver ­
wal tungsger ich t kann hierfür e ine Fr is t bes t immen. 

(2) Is t ein Bevol lmächt ig ter bestell t , so sind die 
Mit te i lungen des Ger ich ts an ihn zu r ichten. 

(3) In der mündl ichen Verhand lung können die 
Betei l igten auch in Begle i tung von Beis tänden er ­
scheinen. 

(4) Als Bevol lmächt ig te u n d Beis tände s ind ohne 
wei te res zugelassen Rech t sanwäl te , V e r w a l t u n g s ­
r ech t s r ä t e und Ver t re te r beruflicher, genossenschaf t ­
l icher und gewerkschaf t l icher Vereinigungen für 
den von ihnen in dieser Eigenschaft ve r t r e t enen 
Personenkre i s . Ande re Personen können vom G e ­
r icht zurückgewiesen werden , w e n n sie die Ver ­
t r e tung geschäftsmäßig be t re iben oder zum geeig­
ne ten Vor t rag unfähig sind. 

(5) Das Verwal tungsger ich t ist befugt, m e h r e r e n 
Betei l igten mi t gleichen In teressen die Bes te l lung 
e ines gemeinsamen Bevol lmächt ig ten aufzutragen, 

§ 62 
Das Verwal tungsger ich t entscheidet über die A n ­

fechtungsklage auf Grund mündl iche r Verhand lung . 
E iner solchen bedarf es nicht, w e n n alle Betei l igten 
ausdrückl ich auf sie verz ichten. 

_ ^ § 63 
Das Verwal tungsger ich t erforscht un t e r H e r a n ­

ziehung der Betei l igten den Sachve rha l t von Amts 
wegen. Es ist an das Vorbr ingen und die Bewei s ­
an t r äge de r Betei l igten n ich t gebunden. 

§ 64 
Das Verwal tungsger ich t e rheb t den nach seinem 

Ermessen erforder l ichen Beweis in der mündl ichen 
Verhand lung . Es k a n n ihn schon vorhe r du rch eines 
seiner Mitgl ieder als beauf t rag ten Richter e rheben 
lassen oder mi t Begrenzung auf genau bes t immte 
P u n k t e u n d Pe r sonen ein anderes Ger ich t oder eine 
Verwa l tungsbehörde u m die E r h e b u n g e rsuchen . 

§ 65 
(1) Auf die Einsicht in die P rozeßak ten ist § 299 

Abs. 1 u n d 3 der Ziv i lprozeßordnung en t sp rechend 
anzuwenden . 

(2) Ak ten e iner Behörde , die v o m Ger ich t z u m 
S t re i tve r fah ren zugezogen w o r d e n sind, können den 
Betei l igten zur Einsicht oder Abschr i f t n u r soweit 
übe r l a s sen werden , a l s d ie B e h ö r d e oder auf B e ­
schwerde die übe rgeo rdne t e Behörde (§ 41) es a u s ­
drückl ich g e s t a t t e t Wi rd die E ins ich tnahme ve r -
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weigert, so dürfen die Akten der Entscheidung nur 
soweit zugrunde gelegt werden, als ihr Inhalt vor­
getragen und zum Gegenstand der Verhandlung 
gemacht worden ist. 

§ 66 
Das Verwaltungsgericht kann Augenschein ein­

nehmen, Zeugen und Sachverständig^ eidlich oder 
uneidlich vernehmen, den Anfechtungsgegner um 
Entsendung eines Behördenvertreters ersuchen so­
wie Urkunden beiziehen. Um Rechtshilfe ersuchte 
Verwaltungsbehörden dürfen Zeugen und Sachver­
ständige nur auf Anordnung des Verwaltungs-
jjerichts beeidigen. 

§ 67 
(1) Das Verwaltungsgericht kann das persönliche 

Erscheinen des Anfechtungsklägers und eines Bei­
geladenen sowie die Vorlegung der in ihren Besitz 
befindlichen Urkunden anordnen und für den Fall 
der Nichtbefolgung eine bestimmte Geldstrafe im 
Rahmen von 3—1000 EM. oder eine Haftstrafe von 
bestimmter Dauer im Rahmen von 1 bis 14 Tagen 
androhen. Bei verschuldetem Ungehorsam setzt das 
Gericht durch Beschluß die angedrohte Strafe fest. 
Androhung und Festsetzung der Strafe können wie­
derholt werden, bis ihr Zweck erreicht ist. 

(2) Ist Beteiligter eine juristische Person oder eine 
nichtrechtsfähige Personenvereinigung (§ 53), so ist 
die Strafe dem nach Gesetz oder Satzung Vertre­
tungsberechtigten anzudrohen und gegen ihn fest­
zusetzen. 

(3) Ist ein Beteiligter prozeßunfähig (§ 54), so 
kann das Gericht außer dem persönlichen Erschei­
nen des gesetzlichen Vertreters auch das des Prozeß­
unfähigen anordnen. Die Strafe ist dem gesetzlichen 
Vertreter anzudrohen und gegen ihn festzusetzen. 

§ 68 
Eine Behörde ist zur Vorlegung von Urkunden 

nicht verpflichtet, soweit die Vorlegung nach Er­
klärung der übergeordneten Behörde öffentliche Be­
lange erheblich gefährden würde. 

§ 69 •-" 
Reichen die vorhandenen Beweismittel nicht aus, 

so können Anfechtungskläger und Beigeladene zur 
Versicherung an Eides Statt zugelassen werden. 

§ 70 
Die Beteiligten werden von allen Beweisterminen 

<§ 64) benachrichtigt und können der Beweisauf­
nahme beiwohnen. Sie können an Zeugen und Sach­
verständige sachdienliche Fragen richten oder rich­
ten lassen. Wird eine Frage beanstandet, so ent­
scheidet das Gericht endgültig. 

' § 71 
(1) Das Verwaltungsgericht kann beschließen, 

einen Zeugen in der mündlichen Verhandlung unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit und in Abwesenheit der 
Beteiligten, ihrer Bevollmächtigten und Beistände zu 
vernehmen, wenn erhebliche Gründe die Annahme 
rechtfertigen, daß der Zeuge in Gegenwart der Be­
teiligten mit der Wahrheit zurückhalten würde. 
Nach Beendigung dieser Vernehmung ist die Aus­
sage des Zeugen den Beteiligten bekanntzugeben. 
Diese sind berechtigt, an den Zeugen sachdienliche 
Fragen zu richten oder richten zu lassen. § 70 Satz 3 
gilt auch hier. 

(2) Erfolgt die Beweiserhebung außerhalb der 
mündlichen Verhandlung durch ein Mitglied des 
erkennenden Gerichts als beauftragten Richter (§ 64), 
so gilt Abs. 1 sinngemäß. 

(3) Ein Zeuge, der nach Absatz 1 oder 2 in Ab­
wesenheit der Beteiligten vernommen worden ist, 
darf erst nach Gegenüberstellung mit den Betei­
ligten beeidigt werden. 

§ 72 
(1) Auf die Verpflichtung, einer Ladung als Zeuge 

oder Sachverständiger Folge zu leisten, ein Zeugnis 
abzulegen oder ein Gutachten zu erstatten, auf die 
Ablehnung von Sachverständigen sowie auf die 
Vernehmung und Beeidigung von Zeugen und Sach­
verständigen sind die Vorschriften der Zivilprozeß­
ordnung entsprechend anzuwenden. 

(2) Für die Ladung von Zeugen und Sachverstän­
digen und die Folgen ihres Ungehorsams gegenüber 
gerichtlichen Anordnungen, die ihr Erscheinen vor 
Gericht oder ihre Vernehmung betreffen, gilt § 67 
Abs. 1 entsprechend. 

§ 73 
Der Termin der mündlichen Verhandlung ist den 

Beteiligten bekanntzugeben. Mit der Bekanntgabe 
ist der Hinweis zu verbinden, daß bei ihrem Aus­
bleiben nach dem Stande der Verhandlungen ent­
schieden werden könne. 

§ 74 
(1) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die münd­

liche Verhandlung. 
(2) Nach Aufruf der Sache trägt der Berichterstat-| 

ter den wesentlichen Inhalt der Akten vor. 
(3) Hierauf erhalten die Beteiligten das Wort. Sie 

können ihre tatsächlichen und rechtlichen Ausfüh­
rungen ergänzen oder berichtigen. 

(4) Anschließend erhebt das Gericht den noch er­
forderlichen Beweis. 

§ 75 
(1) Der Vorsitzende hat die Streitsache mit den 

Beteiligten allseitig zu erörtern. Er hat darauf hin­
zuwirken, daß sie unklare Anträge erläutern, sach­
dienliche Anträge stellen, ungenügende Angaben 
tatsächlicher Art ergänzen sowie alle für die Fest­
stellung des Sachverhalts erheblichen Erklärungen 
abgeben. 

(2) Der Vorsitzende hat jedem Beisitzer auf Ver­
langen zu gestatten, sachdienliche Fragen zu stel­
len. Wird eine Frage beanstandet, so entscheidet 
das Gericht endgültig. 

(3) Nach genügender Erörterung der Streitsache 
erklärt der Vorsitzende die mündliche Verhandlung 
für geschlossen. Das Gericht kann ihre Wiedereröff­
nung beschließen. 

§ 76 
(1) Zur mündlichen Verhandlung und zu jeder Be­

weisaufnahme wird ein beeidigter Schriftführer zu­
gezogen. Die wesentlichen Vorgänge der Verhand­
lung sind in einer Niederschrift aufzunehmen, die 
von dem Vorsitzenden oder Vernehmenden und dem 
Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

(2) Die Niederschrift über die Aussagen von Zeu­
gen und Sachverständigen ist ihnen vor der Unter­
zeichnung vorzulesen. Entsprechendes gilt, wenn die 
Aussage eines Beteiligten aufgenommen wird. Bei 
Vernehmungen außerhalb der mündlichen Verhand­
lung soll auch der Vernommene seine Aussage 
unterschreiben. 

§ 77 
(1) Die Anfechtungsklage kann bis zum Eintritt 

der Rechtskraft des Urteils zurückgenommen wer­
den, nach Beginn der mündlichen Verhandlung aber 
nur mit Einwilligung des Anfechtungsgegners. Die 
Zurücknahme geschieht durch Erklärung vor dem 
Verwaltungsgericht oder, nach Einlegung der Be­
rufung, vor dem Verwaltungsgerichtshof. Ein in der 
Sache ergangenes, noch nicht rechtskräftiges Urteil 
wird durch Zurücknahme der Klage unwirksam. 

(2) Hat der Vertreter des öffentlichen Interesses 
nach § 47 Abs. 2 an der mündlichen Verhandlung 
teilgenommen, so bedarf es auch seiner Einwilligung. 
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I I . Ur te i l . 

§ 78 
(1) Das Ger icht entscheidet nach seiner freien; 

a u s dem I n h a l t de r Ve rhand lung u n d dem E r g e b ­
nis der Beweisaufnahme geschöpften Überzeugung 
d u r c h Urtei l . 

(2) Der Entsche idung dürfen n u r solche Ta t sachen 
u n d Beweisergebnisse zug runde gelegt we rden , ü b e r 
die den Betei l igten Gelegenhei t zur Äuße rung ge ­
geben war . 

§ 79 
(1) Sowei t das Ger ich t die Anfechtungsklage für 

beg ründe t häl t , heb t es den E insp ruchs - oder B e ­
schwerdebesche id u n d den angefochtenen V e r w a l ­
t ungsak t auf. H a t de r V e r w a l t u n g s a k t vo rhe r du rch 
Z u r ü c k n a h m e oder auf ande re Weise seine Er led i ­
gung gefunden, so spr icht das Gericht im Urtei l aus , 
daß der Ve rwa l tungsak t unzulässig w a r . . 

(2) Is t in e ine r angefochtenen Verfügung eine Le i ­
s t u n g von Geld oder sonst iger v e r t r e t b a r e r Sachen 
aufer legt oder nu r eine Fes ts te l lung getroffen w o r ­
den, so k a n n das Verwal tungsger ich t den Be t rag 
de r Le is tung in a n d e r e r Höhe festsetzen oder die 
Fes t s te l lung durch eine ande re ersetzen. 

(3) Hä l t das Gericht die gegen die Versagung 
e iner A m t s h a n d l u n g ger ichte te Anfechtungsklage 
fü r beg ründe t u n d die Sache in j ede r Beziehung 
für spruchreif, so heb t es die Versagung auf u n d 
spr ich t zugleich die Verpfl ichtung der V e r w a l t u n g s ­
behörde aus, die bean t r ag te Amtshand lung vorzu­
nehmen . 

(4) Häl t das Ger ich t als Rekur sbehörde im Sinne 
der §§ 20, 21 de r Gewerbeo rdnung eine Anfech­
tungsk lage für begründet , d ie sich gegen die Ver ­
s a g u n g e iner Genehmigung r ichtet , so er te i l t es 
se lbs t die Genehmigung . 

(5) Hä l t das Ger icht die gegen die Unte r l a s sung 
e iner bean t r ag t en A m t s h a n d l u n g ger ichte te Anfech­
tungsk lage (§ 35 Abs. 2) für beg ründe t , so spr icht 
es die Verpfl ichtung der Verwa l tungsbehörde aus , 
den A n t r a g zu bescheiden. Abs. 3 gilt en tsprechend . 

\ § 80 
Liegt ein erhebl iches öffentliches In teresse vor, 

so k a n n das Ger ich t auf A n t r a g des Anfech tungs ­
gegners den Ve rwa l tungsak t u n d den E insp ruchs ­
oder Beschwerdebesche id auch zum Nachteil des 
Anfechtungsklägers ändern . 

§ 81 
(1) Das Urtei l ist a m Schlüssle der mündl ichen 

Ve rhand lung oder in e inem spä te ren den Betei l ig­
ten bekann tgegebenen Te rmin zu ve rkünden . 

(2) Das Urtei l ist zu beg ründen u n d von den 
Richtern, die bei der Entsche idung .mi tgewirkt 
haben , zu unterze ichnen . Is t ein Rich te r . ve rh inder t , 
so ist dies zu v e r m e r k e n . Die Geschäf t sordnung b e ­
s t i m m t n ä h e r e s übe r die ä u ß e r e F o r m des Urte i l s . 

(3) Der U r k u n d s b e a m t e der Geschäftsstel le er te i l t 
Ausfer t igungen des Urtei ls und stell t sie den B e ­
teil igten zu. 

§ 82 
Entscheide t das Ger icht ohne mündl i che V e r h a n d ­

lung {§ 62), so ergeht das Urtei l durch Zuste l lung 
an d ie Betei l igten. 

§ 83 
Schreibfehler , Rechenfehler u n d ähnl iche offen-, 

b a r e Unr ich t igke i ten im Ur te i l k a n n das Ger icht 
jederzei t du rch Beschluß ber icht igen. 

§ 84 
Rechtskräf t ige Ur te i le b inden die Betei l igten und 

ihre Rechtsnachfolger für den St re i tgegens tand . 

F ü n f t e r A b s c h n i t t . 

Parfeisfreitigkeiten. 
§ 85 

-(1) Par te i s t re i t igke i ten s ind Strei t igkei ten des 
öffentlichen Rechts zwischen gle ichgeordneten 
Rech ts t rägern . Gleichgeordnet in einer S t re i t sache 
sind zwei Rech t s t r äge r d a n n , wenn weder die 
Ge l t endmachung noch die Ablehnung des Anspruchs 
durch einen der beiden Rech t s t r äge r eine ve rb ind ­
liche Entscheidung übe r den Anspruch en thä l t . 

(2) Durch Verordnung k a n n für einzelne A r t e n 
von St re i t sachen bes t immt werden , ob sie als A n ­
fechtungssachen oder als Par te i s t re i t igkei ten zu b e ­
hande ln sind. 

§ 86 
Auf die Par te i s t re i t igkei ten s ind die für Anfech­

tungssachen gel tenden Vorschrif ten en tsprechend 
anzuwenden , soweit im folgenden nichts anderes 
be s t immt ist. 

§ 87 
Durch Vero rdnung kann für al le oder für e in ­

zelne A r t e n von Par te i s t re i t igkei ten bes t immt w e r ­
den, daß einer Klage der Schl ich tungsversuch e iner 
Verwal tungsbehörde vorangehen m u ß oder daß nach 
Anhörung der Betei l igten das mi t der Klage befaßte 
Ger icht e ine Verwa l tungsbehörde mi t e inem Schl ich­
tungsversuch be t r auen kann . Die Vero rdnung regel t 
auch das Schl ich tungsver fahren . Ein vor der Schl ich­
tungsbehörde abgeschlossener Vergleich h a t die 
Wi rkung eines ger icht l ichen Vergleichs (§§ 99, 126). 

§ 88 
(1) Die Klage ist gegen deu zu r ichten, von d e m 

eine Le is tung oder Un te r l a s sung ver lang t w i r d oder 
d e m gegenüber das Bes tehen oder Nichtbes tehen 
eines Rechtsverhä l tn i sses festgestellt w e r d e n soll 
(Beklagter) . 

(2) Der Kläger soll die schrif t l ich e rhobene Klage 
u n d ih re Anlagen sowie die wei te ren E rk l ä rungen 
in so vielen S tücken einreichen, daß j edem Be te i ­
l igten eine Ausfer t igung zugestel l t w e r d e n k a n n . , 

§ 89 
In der Klage ist der Bek lag te zu bezeichnen u n d 

ein bes t immte r A n t r a g zu stellen. Der Gegens tand 
des Anspruchs u n d die zur Beg ründung d ienenden 
Ta t sachen und Beweismit te l sollen angegeben 
werden . 

§ 90 
(1) H a t die S taa t s reg ie rung einen s tändigen Ver ­

t r e t e r des öffentlichen In te resses bes te l l t (§ 18), so 
k a n n sie du rch Vero rdnung bes t immen, ob u n d mi t 
welchen Befugnissen e r a m Verfahren der be iden 
Rechtszüge zu betei l igen ist. Die Vero rdnung k a n n 
ihm jedoch die Befugnis, eine Par te i zu ve r t r e t en , 
n ich t e in räumen . 

(2) Is t ein s tändiger Ver t r e t e r des öffentlichen 
In te resses n ich t bestel l t , so k a n n die S taa t s r eg ie rung 
oder die von ihr e rmäch t ig te Behörde für e ine a n ­
hängige S t re i t sache einen Ver t r e t e r bes t immen, d e r 
von den Te rminen der beiden Rechtszüge zu b e n a c h ­
r icht igen u n d in diesen mi t seinen Aus führungen 
zu hören ist. 

§ 91 
F ü r die Betei l igung Dr i t t e r a m Rechtss t re i t ge l ­

t en auße r § 60 dieses Gesetzes die Vorschr i f ten der 
Zivi lprozeßordnung ü b e r Strei thi l fe u n d S t r e i t v e r ­
k ü n d u n g en tsprechend . 

§ 92 
Der Beklag te k a n n Widerk lage erheben, w e n n 

deren Gegens tand mi t d e m de r Klage in recht l ichem 
Z u s a m m e n h a n g s t e h t I n d iesem F a l l ist das Ger icht 
der Klage auch für die Widerk lage ör t l ich zus tändig . 
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-S , § 8 3 
Das Verwal tungsger ich t k a n n m e h r e r e bei ihm 

anhängige , den gleichen Gegens tand betreffende 
St re i t sachen zu gemeinsamer Verhand lung u n d E n t ­
scheidung verb inden . Es k a n n anordnen , daß m e h ­
r e r e in e inem Verfahren e rhobene Ansprüche in ge ­
t r e n n t e n Ver fahren v e r h a n d e l t u n d entschieden 
werden . 

I 

§ 94 
(1) Das Verwal tungsger ich t stell t die Klage d e m 

Beklag ten mit der Aufforderung zu, sie inne rha lb 
e ine r bes t immten Fr i s t zu bean twor t en . 
(&) Die K lagebean twor tung w i r d dem Kläger zu ­

gestellt , gegebenenfal ls mi t der Aufforderung zu 
we i t e re r E rk l ä rung . 

(3) Die K lagebean twor tung u n d die wei te ren E r ­
k l ä r u n g e n sollen in de r er forder l ichen Anzahl von 
Stücken (§ 88 Abs. 2) eingereicht werden . 

§ 95 
Eine K lageände rung ist n u r zulässig, w e n n de r 

Bek lag te einwill igt oder das Verwal tungsger ich t sie 
für sachdienl ich erachte t . 

§ 96 
Die Vorschrif ten de r §§ 67—69 ü b e r das pe r sön­

l iche Erscheinen von Beteil igten, die Vor legung von 
U r k u n d e n u n d die Zulassung zur Vers icherung a n 
Eides S t a t t gel ten auch für den Beklagten . 

§ 97 
Hä l t das Verwal tungsger ich t eine St re i t sache nach 

K l ä r u n g des Sachve rha l t s für spruchreif, so k a n n 
es dies den Pa r t e i en u n d sonstigen Betei l igten mit 
dem Anfügen mit te i len, daß es sich vorbeha l te , ohne 
münd l i che V e r h a n d l u n g zu entscheiden, w e n n ein 
Betei l igter sie n icht b innen zwei Wochen nach Z u ­
s te l lung der Mit te i lung ausdrückl ich bean t r ag t . 
Geht ein solcher A n t r a g nicht ein, so k a n n das G e ­
r ich t ohne mündl i che Ve rhand lung entscheiden. 

§ 98 
(1) Hä l t das Verwal tungsger ich t eine St re i t sache 

zwischen Fü r so rgeve rbänden nach K l ä r u n g des S a c h ­
v e r h a l t s für spruchreif, so k a n n es seine En tsche i ­
d u n g auch ohne vorgängige Benachr ich t igung der 
Betei l igten in der F o r m eines mi t G r ü n d e n v e r ­
sehenen Bescheides treffen. 

(2) In dem Bescheid ist den Beteiligter! zu eröff­
nen , d a ß sie befugt seien, inne rha lb eines Mona t s 
n a c h der Zus te l lung en twede r mündl i che V e r h a n d ­
lung zu bean t r agen oder Berufung einzulegen. 

(3) H a t ein Betei l igter münd l i che V e r h a n d l u n g 
bean t r ag t , ein ande re r Berufung eingelegt, so w i r d 
n u r dem A n t r a g auf münd l i che V e r h a n d l u n g s t a t t ­
gegeben. 

(4) Wird der A n t r a g auf münd l i che V e r h a n d l u n g 
rechtzei t ig gestell t , so gilt der Bescheid als n ich t e r ­
gangen ; andernfa l l s gilt er, w e n n nicht Berufung 
e ingelegt ist, a ls rechtskräf t iges Urtei l . 

§ 99 
Zur Voll- oder Tei ler ledigung des gel tend ge ­

mach ten Anspruchs können die Pa r t e i en vor d e m 
Verwal tungsger ich t e inen Vergleich abschließen, so ­
we i t sie über den Gegens tand der Klage verfügen 
können . 

§ 100 
Die Vorschrif ten der Zivi lprozeßordnung übe r die 

Rech t sk ra f t (§§ 322, 323, 325 bis 327) gel ten für das 
Ur t e i l des Verwal tungsger ich ts en tsprechend . 

S e c h s t e r A b s c h n i t t . 

Berufung, Beschwerde, 
Wiederaufnahme des Venahrens. 

I. Berufung . 

§ 101 
Gegen Ur te i le des Verwal tungsger i ch t s s teh t den 

Beteil igten, insbesondere auch dem Ver t r e t e r des 
öffentlichen Interesses , die Berufung an den V e r ­
wal tungsger ichtshof zu. 

§ 102 
Durch Vero rdnung k a n n für St re i t igkei ten ü b e r 

öffentliche Abgaben u n d Kosten u n d für alle oder 
für einzelne Ar t en von Par te i s t re i t igkei ten die Z u -
lässigkei t der Berufung von e inem Mindes t s t r e i t ­
w e r t abhängig gemacht werden , der 100 Re ichsmark 
n ich t übers te igen darf. Die Berufung ist ohne R ü c k ­
sicht auf den S t re i twer t zulässig, w e n n in dem 
S t re i tve r fahren eine F r a g e von grundsä tz l icher B e ­
deu tung zu entscheiden ist. Ob dies zutrifft, en t ­
scheidet der Verwal tungsger ichtshof vorweg ohne 
mündl iche Ve rhand lung d u r c h Beschluß. 

§ 103 
(1) Die Berufung ist be im Verwal tungsger ich t b i n ­

nen e inem Monat nach Zuste l lung des Urtei ls schr i f t ­
lich oder zu Protokol l des U r k u n d s b e a m t e n der G e ­
schäftsstel le einzulegen. F ü r die Anzahl der e inzu­
re ichenden S tücke gilt § 88 Abs, 2 en tsprechend . Die 
Berufungsfr is t ist auch gewahr t , w e n n die Berufung 
rechtzei t ig beim Verwal tungsger ichtshof eingeht . 

(2) Die Berufungsschrif t m u ß das angefochtene 
Urte i l bezeichnen u n d einen bes t immten A n t r a g e n t ­
ha l ten . Die zur Begründung dienenden Ta t sachen 
u n d Beweismi t te l sollen angegeben w e rd en . 

§ 104 
Das Verwal tungsger ich t legt die Berufungsschr i f t 

mi t den A k t e n dem Verwal tungsger ichtshof vor. 

§ 105 
(1) Hä l t der Verwal tungsger ichtshof die Berufung 

wegen F r i s tve r säumnis oder aus sonstigen G r ü n d e n 
für offenbar unzulässig, so k a n n er s ie ohne w e i t e ­
res du rch einen mi t G r ü n d e n ve r sehenen Vorbe ­
scheid, der auch dem Berufungsbeklag ten und den 
sonst igen Betei l igten zuzustel len ist, zurückweisen . 

(2) Der Beruf ungsk läger kann b innen e inem 
Mona t nach Zus te l lung des-Vorbescheids münd l i che 
V e r h a n d l u n g bean t r agen ; er ist im Vorbescheid auf 
dieses Rech t h inzuweisen . Wird der A n t r a g r e c h t ­
zeitig gestellt , so gilt der Vorbescheid als n ich t e r ­
gangen, andernfa l l s gilt er a ls Urtei l . 

§ 106 
Wi rd kein Vorbescheid er lassen oder gi l t er als 

n icht ergangen, so stel l t de r Verwal tungsger ichtshof 
die Berufungsschrif t dem Berufungsbeklag ten u n d 
den sonstigen Betei l igten mi t der Aufforderung zu, 
sich inne rha lb e iner bes t immten Fr i s t zu äuße rn . 

§ 107 
(1) Die Berufung k a n n bis zum Beginn der V e r ­

k ü n d u n g oder, w e n n keine V e r k ü n d u n g stat tf indet , 
bis zur Zus te l lung des Berufungsur te i l s durch E r ­
k l ä r u n g vo r dem Verwal tungsger ichtshof z u r ü c k ­
genommen werden , nach Beginn der m ü n d l i c h e n 
V e r h a n d l u n g aber n u r mi t Einwil l igung des B e ­
rufungsbek lag ten . 

(2) H a t der Ver t r e t e r des öffentlichen In te resses 
n a c h § 47 Abs. 2, § 90 Abs. 1 an de r m ü n d l i c h e n 
V e r h a n d l u n g te i lgenommen, so bedarf es auoh se i ­
ne r Einwil l igung. Versag t er seine Einwil l igung, so 
t r äg t die S taa t skasse die we i t e r en Kos ten . 
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' § 108 
Der Berufungsbeklag te u n d die sonstigen Bete i l ig­

t e n können sich, auch im Laufe der münd l i chen 
Verhand lung , selbst w e n n sie auf die Berufung ve r ­
zichtet ha t t en , der Berufung anschl ießen. Geschieht 
dies nach Ablauf der Berufungsfrist , so ver l ie r t die 
Anschlußberufung ihre Gül t igkei t mi t der w i r k s a m e n 
Z u r ü c k n a h m e der Berufung oder deren Z u r ü c k ­
we i sung wegen Unzulässigkeit . 

§ 109 
Eine Klageände rung ist n u r dann zulässig, w e n n 

h i e rdu rch die Rechtss te l lung der übr igen Betei l ig­
ten nicht wesent l ich bee in t rächt ig t w i rd oder w e n n 
ih re Zulassung im öffentlichen In teresse gelegen ist. 

§ 110 
Der Verwal tungsger ichtshof berücksicht ig t auch 

n e u vorgebrach te Ta t sachen u n d Beweismit te l . H ä t ­
ten sie nach seinem Ermessen schon im ers ten 
Rechtszuge gel tend gemacht we iden können, so t räg t 
de r Säumige die durch das ve r spä te te Vorbr ingen 
en t s t andenen Kosten. 

§ 111 
Die mündl i che Ve rhand lung kann n u r d a n n u n t e r ­

bleiben, w e n n alle Beteil igten ausdrückl ich auf sie 
verzichten, bei Par te i s t re i t igke i ten a u ß e r d e m im 
Fal le des § 97. 

§ 112 
(1) Die Befugnis, eine Ausse tzung der Vollziehung 

zu verfügen, s teht auch dem Verwal tungsger ich t s ­
hof zu. Dies gilt n ich t bei vorsorgl ichen behörd ­
l ichen Anordnungen (§ 51 Abs. 4). 

(2) Der Verwal tungsger ichtshof k a n n in P a r t e i ­
s t re i t igkei ten das Urtei l des Verwal tungsger ich ts 
auf A n t r a g für vorläuf ig vo l l s t reckbar e rk lä ren . 

§ 113 
Der Verwal tungsger ichtshof prüf t den Strei t fal l 

Im gleichen Umfang wie das Verwal tungsger ich t . 

§ 114 
Der Verwal tungsger ichtshof k a n n du rch Urtei l die 

Entsche idung des Verwal tungsger ich ts aufheben und 
die Sache an dieses zurückverweisen , w e n n : 
1. das Verwal tungsger ich t die Klage abgewiesen ha t , 

ohne in der Sache selbst zu entscheiden; 
2. das Ver fahren vor dem Verwal tungsger ich t an 

e inem wesent l ichen Mangel leidet; 
3. neue Ta tsachen oder Beweismi t te l b e k a n n t w e r ­

den, die das Verwal tungsger ich t n icht be rück ­
sichtigen k o n n t e u n d die für die Entsche idung ' 
wesent l ich sind. / 

. § 115 
Auf das Ver fahren vor dem Verwa l tungsge r i ch t s ­

hof sind die für das Verwal tungsger ich t ge l tenden 
Vorschrif ten en t sprechend anzuwenden , soweit im 
Vors tehenden n ich ts anderes bes t immt ist. 

II. Beschwerde . 

§ 116 
U) Gegen Entscheidungen des Verwal tungsger ich ts , 

die n icht Urtei le sind, und gegen Entsche idungen 
des Vorsi tzenden des Verwal tungsger ich ts s teht den 
Betei l igten u n d den sonst von der Entsche idung B e ­
troffenen die Beschwerde an den Verwa l tungs ­
gerichtshof zu. 

(2) Die Beschwerde ist insbesondere dann gege­
ben, w e n n die angefochtene Entscheidung die A b ­
lehnung eines Richters oder Sachvers tänd igen (§§ 17, 
72, Abs. 1), die Einsetzung in den vorigen S tand 
(§ 33), die Zurückverwe i sung an die V e r w a l t u n g s ­
behörde (§ 59), die Zuz iehung we i t e re r Bete i l ig ter 
(§§ 60, 91), die Zu lassung von Bevol lmächt ig ten und 
Beis tänden (§ 61), die Fes tse tzung von St rafen (§§ 28, 

67, 72, Abs. 2), die Kosten (§ 129), das A r m e n r e c h t 
(§ 133) zum Gegens tande hat . 

(3) Aufk lä rungsanordnungen nach §§ 57, 67, 75^ 
Beschlüsse über e ine Ver tagung oder die Bes t im­
m u n g einer Frist , Beweisschlüsse einschließlich der 
A r t und Weise ih re r Ausführung, Beschlüsse ü b e r 
Ab lehnung von Beweisan t rägen sowie über die V e r ­
b indung von St re i t sachen u n d T r e n n u n g von A n ­
sprüchen können mit der Beschwerde nicht a n g e ­
fochten werden . Gleiches gilt für die von diesem 
Gesetz für endgül t ig e rk l ä r t en Entsche idungen . 

§ 117 
Die Beschwerde ist beim Vcrwal tungsger ich t b i n ­

nen zwei Wochen nach Bekann tgabe der En t sche i ­
dung schriftl ich oder zu Protokol l des U r k u n d s ­
beamten einzulegen. Die Beschwerdefr is t ist auch 
gewahr t , w e n n die Beschwerde rechtzei t ig be im 
Verwal tungsger ichtshof e ingeht . 

§ 118 
Erach te t das Verwal tungsger ich t oder der V o r ­

sitzende, dessen Entscheidung angefochten wird , die 
Beschwerde für begründet , so haben sie ihr a b z u ­
helfen; andernfa l l s ist die Beschwerde b innen zwei 
Wochen dem Verwal tungsger ichtshof vorzulegen. 

§ 119 
Die Beschwerde h a t n u r dann aufschiebende W i r ­

kung, w e n n sie die Fes tse tzung e iner St rafe zum 
Gegens tande hat . Das Verwal tungsger ich t oder der 
Vorsitzende, dessen Entscheidung angefochten wird , 
kann auch in anderen Fäl len bes t immen, daß die 
Vollziehung der angefochtenen Entsche idung e ins t ­
wei len auszusetzen ist. Die gleiche Befugnis s t e h t 
dem Verwal tungsger ichtshof zu. 

§ 120 
Der Verwal tungsger ichtshof entscheidet übe r die 

Beschwerde durch Beschluß. 

§ 121 
(1) Wird die Ä n d e r u n g e iner Entsche idung des b e ­

auf t rag ten oder e rsuchten Richters , e iner e r such ten 
Verwa l tungsbehörde oder des Urkundsbeamten de* 
Geschäftsstel le ver langt , so ist b innen zwei Wochen 
zunächs t die Entscheidung des Verwal tungsger ich ta 
nachzusuchen. Das Gesuch ha t n u r dann aufschie­
bende Wirkung, w e n n es die Fes tse tzung e iner 
St rafe zum Gegens tande hat . 

(2) Gegen die Entsche idung des V e r w a l t u n g s ­
gerichts ist im R a h m e n des § 116 die B e s c h w e r d e 
gegeben. 

(3),Die Bes t immung des 1. Abs. gilt auch für den 
Verwaltungsgerichtshof . 

III. Wiederaufnahme des Verfahrens . 

§ 122 
(1) Das durch rechtskräf t iges Urte i l geschlossene 

Verfahren k a n n un te r den in den §§ 579, 580 Ziff. 2 
bis 7, 581 Abs. 1, 582 der Ziv i lprozeßordnung b e ­
zeichneten Voraussetzungen wieder au fgenommen 
werden . Den in § 580 Ziff. 3 genann ten Zeugen w e r ­
den die Betei l igten gleichgestellt , w e n n sie zur V e r ­
s icherung an Eides S ta t t zugelassen w a r e n . 

(2) Auf das Wiederaufnahmever fahren s ind die 
Vorschrif ten der Ziv i lprozeßordnung e n t s p r e c h e n d 
anzuwenden . Ha t die S taa l s reg ie rung einen s t ä n ­
digen Ver t re te r des öffentlichen In te resses bes te l l t 
(§ 18), so s teht die Befugnis zur E r h e b u n g d e r 
Nicht igkei tsklage u n d der Res t i tu t ionsklage auch 
ihm zu. 

(3) Die Kos ten des erfolgreichen W i e d e r a u f n a h m e ­
ve r fah rens können der S taa t skasse aufer legt w e r ­
den, soweit s i e , n i c h t d u r c h d a s Verschu lden oder 
den u n b e g r ü n d e t e n Wide r sp ruch eines Betei l igten 
en t s t anden sind. . • ' • • ' ~~ 
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S i e b e n t e r A b s c h n i t t . 

Kosten. 
§ 123 

Pa r t e i en im Sinne dieses Abschni t t s s ind in A n -
iech tungssachen der Anfechtungskläger und der 
Anfechlungsgegner , in Par te i s t re i t igke i ten der K l ä ­
ger u n d der Beklagte . 

§ 124 
(1) Der unter l iegende Teil t r äg t die Kosten des 

Verfahrens . Hierzu gehören in Anfechtungssachen 
auch die Kosten des Verfahrens übe r den Einspruch 
oder die Beschwerde . 

(2) W e n n die Pa r t e i en teils obsiegen, teils u n t e r ­
l iegen, werden die Kosten gegeneinander aufgehoben 
oder ve rhä l tn i smäßig geteilt . Werden die Kos ten 
gegene inander aufgehoben, so fallen die Ger ich t s ­
kos ten jeder Pa r t e i zur Hälf te zur Last . Einer P a r ­
tei können die Kosten ganz auferlegt werden , w e n n 
die Zuvie l forderung de r ande ren P a r t e i v e r h ä l t n i s ­
m ä ß i g ger ing ist. 

(3) Kosten, die du rch Verschulden des obsiegenden 
Teils en t s t anden sind, fallen diesem zur Last . 

(4) Wird die Klage, die Berufung oder ein son­
s t iger Rechtsbehelf zurückgenommen, so t r äg t de r 
Z u r ü c k n e h m e n d e die du rch den Rechtsbehelf v e r ­
u r sach ten Kosten . , 

§ 125 
Die Kos ten des Verfahrens auf Einsetzung in den 

vor igen S t a n d t r äg t d e r Ant rags te l le r , soweit sie 
n ich t du rch e inen unbeg ründe t en Widerspruch des 
Gegners en t s t anden sind. 

§ 126 
Wird d e r Rech tss t re i t d u r c h Vergleich erledigt , so" 

gel ten im Verhäl tn is de r Pa r t e i en die Kos ten a ls 
gegene inander aufgehoben, sofern nicht im Vergleich 
e t w a s anderes bes t immt ist. 

§ 127 
Bes teh t d e r z u r K o s t e n t r a g u n g verpfl ichtete Tei l 

a u s m e h r e r e n Personen , so ge l ten die Vorschr i f ten 
des § 100 de r Ziv i lprozeßordnung en tsprechend . S ind 
Nebenpar t e i en vorhanden , so ver te i l t das Ger ich t die 
Kos ten nach se inem Ermessen . 

§ 128 
(1) D a s Ger ich t h a t im Ur te i l übe r die Kosten zu 

entscheiden. I m Fal le des § 79 Abs. 4 entscheidet es 
auch ü b e r die Kos ten des Verwa l tungsve r fah rens . 
Ergeh t kein Urte i l in der Haup t sache , so entscheidet 
es d u r c h Beschluß . 

(2) Wer d e m Ger ich t gegenüber die Kos ten ü b e r ­
n o m m e n hat , haf te t für die Ger ichtskos ten neben 
de r zur Kos ten t r agung verpfl ichteten Par te i als G e ­
samtschu ldner . 

§ 129 
Kosten s ind die Ger ichtskos ten u n d die zur zweck­

en t sp rechenden Rechtsverfo lgung oder Rech t sve r t e i ­
d igung no twend igen Aufwendungen der Pa r t e i en 
(§§ 130 bis 132). 

§ 130 
Auf die En tschäd igung d e r Zeugen u n d S a c h v e r ­

s tändigen s ind die Vorschrif ten der Re ichsgebühren­
o rdnung für Zeugen und Sachvers tänd ige en t ­
sprechend anzuwenden . 

§ 131-
Der Urkundsbeamte des Ger ichts , bei dem die 

S t re i t sache beendet wird, setzt die Ger ich tskos ten 
u n d auf A n t r a g den Be t r ag de r no twendigen Auf­
w e n d u n g e n der Par te ien fest. 

§ 132 
(1) Entschädigung für Ze i tversäumnis u n d Reise ­

kosten w i r d n u r gewähr t , w e n n das Gericht das 
persönl iche Erscheinen e iner P a r t e i angeordne t h a t t e 
oder für angemessen hä l t . H ie rübe r ist im Urte i l zu 
entscheiden. 

(2) Aufwendungen, die du rch Zuziehung eines B e ­
vol lmächt ig ten oder eines Beis tandes v e r u r s a c h t 
sind, gelten als notwendig , w e n n die Pa r t e i die Z u ­
z iehung für erforderl ich ha l l en durf te . H ie rübe r ist 
im Urtei l zu entscheiden. 

(3) Legt eine Par te i , nachdem das Gericht die 
L a d u n g eines von ihr benann ten Sachvers tänd igen 
abge lehnt ha t te , ein vom gleichen Sachvers tänd igen 
spä te r verfaßtes P r iva tgu tach ten vor und häl t das 
Ger icht das Gutach ten für erhebl ich, so sind die 
hierfür aufgewendeten Kos ten bis zu dem Be t r age 
ers ta t tungsfähig , den das Gericht dem Gutach te r bei 
se iner Heranz iehung als Sachvers tänd iger zugebill igt 
hä t t e . 

§ 133 
Auf die Bewil l igung des A r m e n r c c h l s sind die 

Vorschrif ten der Zivi lprozeßordnung en t sprechend 
anzuwenden ; doch r ichte t sich das Beschwerderech t 
ausschließlich nach den Best immungen- des vo r l i e ­
genden Gesetzes. Der Par te i , de r d a s A r m e n r e c h t 
bewil l igt ist, k a n n auf A n t r a g nach Ermessen des 
Ger ichts zur unentgel t l ichen W a h r n e h m u n g ih re r 
Rechte ein Ver t r e t e r beigeordnet werden . 

A c h t e r A b s c h n i t t 

Schluß und Übergangsbestimmungen. 
§ 134 

Dieses Gesetz tr i t t , soweit es sich u m die zur Vor­
bere i tung seiner Durchführung erforder l ichen M a ß ­
n a h m e n handel t , sofort, im übr igen am 15. Oktober 
1946 in Kraf t . 

§ 135 
(1) Mit d e m Ink ra f t t r e t en dieses Gesetzes t r e t e n 

a l le den gleichen Gegens tand betreffenden Vorschrif­
ten f rühere r Gesetze u n d Vero rdnungen auße r Kraf t , 
insbesondere 

1. das Gesetz übe r die Er r ich tung eines V e r w a l t u n g s ­
gerichtshofs u n d d a s Ver fahren in V e r w a l t u n g s ­
rech tssachen vom 8. Augus t 1878 (GVB1. S. 369) in 
der zuletzt ge l tenden Fassung, die vor a l lem b e ­
s t immt ist durch 

a) Art . 29 des Gesetzes vom 18. Augus t 1879, die 
Entsche idung der Kompetenzkonfl ik te zwischen 
den Ger ichten u n d den Verwa l tungsbehörden 
oder dem Verwal tungsger ichtshof betr . (GVB1. 
S. 991); 

b) das Gesetz über die Ä n d e r u n g des Gesetzes v o m 
8. August 1878, die E r r i c h t u n g eines V e r w a l ­
tungsger ichtshofs be t r . vom 7. März 1924 (GVB1. 
S. 65); 

c) die Schulbcdarfsgesetze ivom 14. Augus t 1919 
(GVB1. S. 489) Ar t . 78 u n d vom 11. J a n u a r 1939 
(GVB1. S. 12) Ar t . 21; 

d) Ar t . 56 des Fürsorgegese tzes vom 14. M ä r z 1930 
(GVB1. S. 38) in de r F a s s u n g des Gesetzes vom 
9. Apri l 1932 (GVB1. S. 197); 

e) §§ 78 u n d 79 der Angle ichungsverordnung zur 
deu tschen Gemeindeordnung vom 1. April 1935 
(GVB1. S. 180); 

f) § 9 de r Anpassungs - u n d Uber l e i tungsve ro rd -
n u n g zu den Reals teuergesetzen vom 4: F e b r u a r 
1937 (GVB1. S. 13); 

2. das Gesetz übe r das Verwal tungss t re i tve r fahreo 
vom 13. J u n i 1910 (GVB1. S. 287); 
. 
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8. die k. Dek la ra t ion v o m 18. J u n i 1898, die W a h r u n g 
d e r Besehwerdefr is t be t r . (GVB1. S. 294); 

4. die Vero rdnung v o m 31. Augus t 1879, den V e r w a l ­
tungsger ichtshof be t r . (GVB1. S. 1007); 

5. d ie Vollzugsvorschrif ten vom 25. J a n u a r 1901 zu 
dem Gesetz vom 8. Augus t 1878 betreffend die E r ­
r i c h t u n g eines Verwal tungsger ich tshofs u n d das 
Ver fahren in Verwal tungsrech t ssachen (GVB1.S.41) 
in de r F a s s u n g vom 25. J u n i 1923, 7. März 1924,-
13. Apr i l 1937 u n d 4. März 1939 (GVB1.1923, S. 233, 
356; 1924 S. 67; 1937 S. 180; 1939 S. 41). 

(2) Durch Vero rdnung können Verfahrensvorschr i f ­
t en f rühere r Gesetze u n d Vero rdnungen auf rech t ­
e rha l t en oder dem vor l iegenden Gesetz a n g e p a ß t 
we rden . 

§ 136 
Über die Wei t e rbehand lung der be im Inkra f t t r e t en 

dieses Gesetzes anhäng igen Verwal tungss t re i t sachen 
trifft der P räs iden t des Verwal tungsger ichtshofes 
n ä h e r e Bes t immungen , 

§ 137 
Durch Vero rdnung können die Verwal tungsger ich te 

u n d de r Verwal tungsger ich tshof bei Ände rungen im 
Bes t ände öffentlicher Verbände für die Vermögens ­
ause inanderse tzung u n d die sich d a r a u s e rgebenden 
Rech te u n d Pflichten als Schiedsger ichte bestel l t 
we rden , die u n t e r freier Beur te i lung der Rech t s - u n d 
Sachlage nach bil l igem Ermessen entscheiden u n d 
dingliche Rech t sände rungen vo rnehmen können . Bei 
der Regelung des Verfahrens ist die Vero rdnung an 
die Grundsä tze dieses Gesetzes gebunden. 

§ 138 ^ 
Als besondere Verwal tungsger ich te im Sinne des 

§ 22 Abs. 1 gelten auch die auf G r u n d des Gesetzes 
zu r Befreiung von Nat ionalsozia l ismus u n d Mi l i t a r i s ­
m u s vom 5. M ä r z 1946 er r ich te ten S p r u c h - u n d B e ­
ru fungskammern . 

§ 139 
Die S taa t s reg ie rung w i r d ermächt ig t , die zur A u s ­

füh rung dieses Gesetzes erforderl ichen Rech t sver ­
o rdnungen zu erlassen. Sie e r l äß t auch die nöt igen 
Verwal tungsvorschr i f ten . 

München , den 25. Sep tember 1946. 

Der Bayer ische Minis te rpräs ident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 

Verordnung Nr. 8 5 
zur Ausführung des Gesetzes über die 

Verwaltungsgerichtsbarkeit 
vom 25. September 1946 (GVBI. S. 281). 

Vom 27. Sep tember 1946. 

Auf G r u n d des § 139 des Gesetzes über die V e r ­
wa l tungsger ich t sba rke i t vom 25. Sept . 1946 '(GVBI. 
S. 281) w i r d zur Ausführung dieses Gesetzes b e ­
s t immt : ° 

Art . 1 
Zu § 1 Abs. 2 des Gesetzes: 
(1) Der Verwal tungsger ichtshof ha t seinen Sitz in 

M ü n c h e n . 
(2) Die Verwal tungsger ich te haben ihren Sitz a m 

Sitz de r Regierungen. I h r e Ger ichtsbezi rke decken 
sich mi t den Regierungsbezi rken. 

Art . 2 
Z u § 4 Abs . 5 des Gesetzes: Abgesehen von den 

Univers i tä t sprofessoren w e r d e n allö Mitgl ieder des 
Verwal tungsger ich tshofes haup tamt l i ch auf L e b e n s ­
zeit e r n a n n t 

Ar t . 3 
Zu §§ 18, 47, 90 u n d 107 des Gesetzes: 
(1) Zur Ve r t r e tung des öffentlichen Interesses w i r d 

bei . dem Verwal tungsger ichtshof und den V e r w a l ­
tungsger ich ten eine S taa t sanwal t schaf t aufges te l l t 
Die Geschäfte der S taa t sanwal t schaf t werden beim 
Verwal tungsger ichtshof durch haup tamt l i che S t a a t s ­
a n w ä l t e geführt . Bei den Verwal tungsger ich ten w e r ­
den sie von Beamten der Regierungen im Nebenamt 
w a h r g e n o m m e n . 

(2) Der S taa t sanwal t schaf t ist von j eder vo rbe re i ­
tenden Verfügung u n d vor jeder Entsche idung G e ­
legenhei t zu geben, sich zu äußern . Sie kann darauf 
verzichten, sth Terminen te i lzunehmen oder sich zu 
äußern . 

(3) Is t die Anfechtungsklage gegen de;» S taa t ge ­
r ichtet , so ve r t r i t t die S taa t sanwal t schaf t den S t a a t 
I s t die Anfechtungsklage gegen e i n e ' a n d e r e K ö r p e r ­
schaft ger ichte t oder liegt e ine Par te is t re i t igkei t vor, 
so ist die S taa t sanwal t schaf t am Verfahren als b e ­
teiligt anzusehen. 

Ar t . 4 
Zu §§ 22 u n d 35 des Gesetzes: Die Anfech tungs ­

klage ist zulässig gegen, die Ver le tzung von Rech ten 
du rch Verwa l tungsak te insbesondere in folgenden 
Angelegenhei ten : 

1. S taa tsangehör igke i t u n d Ent lassung aus dem 
S taa t sve rband ; 

2. Freizügigkei t u n d Aufen tha l t ; 
3. Auflösung von Vere inen: Auflösung u n d Verbot 

von Ver sammlungen ; 
4. En tz iehung der Rechtsfähigkei t eines Vereins u n d 

Einspruch der Verwa l tungsbehörde gegen die 
E in t r agung eines Vereins und der Sa t zungs ­
ä n d e r u n g ; 

5. Auflösung e iner Genossenschaft nach § 81 des 
Reichsgesetzes betreffend die E r w e r b s - und W i r t ­
schaftsgenossenschaften vom 1. Mai 1889 (RGBL 
S. 55); 

6. Auflösung e iner Gesellschaft nach § 62 des G e ­
setzes betreffend die Gesellschaften m. b. H. vom 
20. Apri l 1892 (RGBl. S. 477); 

7. Un te rb r i ngung oder V e r w a h r u n g U n z u r e c h n u n g s ­
fähiger nach Ar t . 80 Abs. 2 PolS tGB. vom 26. D e ­
zember 1371 (GVBI. 1872 S. 9); 

8. A n w e n d u n g polizeilicher Zwangsmi t t e l u n d K o ­
sten der E r sa t zvornahme nach Ar t . 21 Po lS tGB. ; 

9. Un te rb r ingung in e iner Ans ta l t oder sonstigen 
Arbe i t se inr ich tung zur Arbe i t u n d Ent lassung 
h ie raus nach § 20 der VO. übe r die F ü r s o r g e ­
pflicht vom 18. F e b r u a r 1924 (RGBl. I S. 100) u n d 
den h i e r an sich an l ehnenden Vorschrif ten sowie 
§ 28 des Fürsorgegesetzes vom 23. Mai 1939 (GVBI. 
S. 185); 

10. Verfügungen der Baupol izeibehörden; 
11. Widerruf der Bes te l lung von Bez i rksschorns te in­

fegermeis tern nach § 39 Abs. 4 RGewO. i. d. F . 
des Ar t . 1 des Reichsgesetzes vom 3. Apri l 1935 
(RGBl. I S. 508) u n d der Vero rdnung übe r das 
Schorns te infegerwesen vom 28. Ju l i 1937 (RGBl. I 
S. 831); 

12. Verfügungen nach dem Fischereigesetz; 
13. Verfügungen nach dem Wassergesetz , d e m W a s ­

serverbandgese tz vom 10. F e b r u a r 1937 (RGBl. I 
S. 188) u n d der e rs ten Ve ro rdnung übe r Wasse r -
u n d Bodenve rbände v o m 3. Sept . 1937 (RGBl I 
S. 933); 

14. Die Verwe ige rung oder die Notwendigke i t de r 
Zus t immung der Forstpol izeis te l le z u r Ve r t e i ­
lung gemeinschaft l icher P r i v a t w a l d u n g e n oder i m 
Mi te igen tum m e h r e r e r Gemeinden s t ehenden 
Waldungen auf gesonder tes E igen tum de r Mit-t 
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e igen tümer nach Art . 20 des Forstgesetzes für das 
rech ts rhe in i sche Baye rn vom 28. März 1852/4. J u l i 
1896; 

15. F ix ierung, S icherung, V e r ä n d e r u n g u n d Ablösung 
von Fors tbe rech t igungen ; 

16. Z w a n g s a b t r e t u n g von Grunde igen tum oder B e ­
las tung mit E rbbau rech t en oder Diens tba rke i t en ; 

17. Abmarkungspf l icht , A r t u n d Gül t igkei t der A b ­
m a r k u n g u n d E r h a l t u n g von Grenzzeichen; 

.18. Entsche idungen übe r den Umlegungsp lan nach 
Ar t . 34 des Gesetzes übe r die Erschl ießung von 
Bauge lände vom 4. Ju l i 1923 (GVB1. S. 273); 

18. S taa tsaufs ich t übe r die Gemeinden, Gemeindeve r ­
bände , Zweckverbände , Landkre i se , Bezirke u n d 
die k i rchl ichen St i f tungen, w e n n diese behaup ten , 
e ine Verfügung der S taa t saufs ich t sbehörde v e r ­
letze ihr Se lbs tve rwa l tungs rech t oder belas te sie 
m i t e iner gesetzlich nicht beg ründe t en Leis tung; 

20. öffentl ich-rechtl iche Gefälle der Gemeinden, G e ­
me indeve rbände , Zweckverbände , Landkre i se u n d 
Bezirke und sonst ige öffent l ich-rechtl iche L e i ­
s tungen an diese Körperschaf ten , soweit das 
Rech t smi t t e lve r fahren vor den F inanzbehörden 
n ich t P la tz greift; 

21 . Benü tzung de r öffentlichen Einr ich tungen von 
Gemeinden , Gemeindeverbänden , Z w e c k v e r b ä n ­
den, Landkre i sen u n d Bezi rken sowie En t r i ch ­
t u n g von Zwangsge ldern u n d Duldung der E r ­
s a t z v o r n a h m e n zuguns ten von Einr ich tungen d i e ­
ser Körperschaf ten ; 

22. Wah l rech t u n d Wäh lba rke i t zu Ä m t e r n der G e ­
meinden , Gemeindeverbände , Zweckve rbände , 
Landkre i s e u n d Bezi rke; Gül t igkei t der Wahlen ; 
Verpfl ichtung zur Ü b e r n a h m e dieser Ä m t e r ; B e ­
rech t igung u n d Verpfl ichtung zum Aus t r i t t ; 

23. Bescheide der Ver s i che rungskammer in Ange ­
legenhei ten der Gebäudeb randve r s i chc rung nach 
Ar t . 62 des Vers icherungsgesetzes vom 7. Dezem­
be r 1933 (GVB1. S. 467); 

24. Versagung u n d Z u r ü c k n a h m e der Approba t ion 
u n d U n t e r s a g u n g der Beru f sausübung eines A r z ­
tes nach dem bayer i schen Ärztegesetz vom 25. Mai 
1946 (GVB1. S. 193) oder eines Tierarz tes nach 
§ 10 der Re ichs t ie rä rz teversorgung vom 3. Apr i l 
1936 (RGBl. I S. 347) u n d der 1. D u r c h f ü h r u n g s ­
v e r o r d n u n g h ie rzu vom 25. Ju l i 1936 (RGBl. I 
S. 571); 

25. Z u r ü c k n a h m e der Bes ta l lung als Apotheker nach 
der Re ichsapo theke ro rdnung vom 18. Apri l 1937 
(RGBl. I S. 457) u n d der Bes ta l lungsordnung für 
Apo theke r vom 18. Okt . 1937 (RGBl. I S. 1118); 

26. Z u r ü c k n a h m e der A n e r k e n n u n g als H e b a m m e 
n a c h dem Hebammengese tz vom 21. Dezember 
1938 (RGBl. I S. 1893) und der 1. D u r c h f ü h r u n g s ­
v e r o r d n u n g hierzu vom 3. März 1939 (RGBl. I 
S. 417); 

27. En tz iehung des Bader t i t e l s nach § 9 der Ve ro rd ­
n u n g vom 31. März 1899 (GVB1. S. 111); 

28. Ansp ruch auf En tschäd igung für Viehseuchenver ­
lus te nach Ar t . 5 des bayer i schen A u s f ü h r u n g s ­
gesetzes vom 13. Augus t 1910 zum Reichsvieh­
seuchengesetz vom 26. Sep t ember 1909 (GVB1. 
S , 615); 

29. gewerberech t l iche Fäl le , in denen gemäß den 
bisher igen Bes t immungen nach §§ 20, 21 RGewO. 
zu ve r fahren ist oder das Ver fahren diesen Vor­
schrif ten genügen m u ß oder nach "den b i sher i ­
gen Reichsvorschrif ten das Verwa l tungss t r e i t ­
ve r fahren an Stel le des Verfahrens nach §§ 20, 
21 RGewO. Pla tz greift; 

30. Ein t ragung, Ablehnung oder Löschung der E in ­
t r agung in der Handwerke r ro l l e ; 

31 . E r r i ch tung oder Ver legung von Anlagen, de ren 
Be t r i eb mit ungewöhn l i chem Geräusch v e r b u n ­
den ist, nach § 27 RGewO. ; 

32» Gewerbepol ize isachen im S inne des Ar t . 9 b des 
Gesetzes übe r das Gewerbswesen v o m 30. J a n u a r 
1868 (GBl. S. 309); ' 

33. K i rchens teue r nach d e m Gesetz übe r die E r ­
h e b u n g von Ki rchens teue r vom 1. Dezember 
1941 (GVB1. S. 169) in der Fas sung der Ve ro rd ­
n u n g über Ki rchens teue r v o m 21. Dezember 1945 
(GVB1. 1946 S. 22); 

34. F ix ie rung , Sicherung, V e r ä n d e r u n g u n d Ablösung 
de r auf dem Zehen t rech t l a s tenden k i rchl ichen 
Baupflicht, F ix ie rung , U m w a n d l u n g und A b ­
lösung von Reichnissen zum E inkommen der 
Schuls te l len sowie von S to lgebühren u n d v e r ­
w a n d t e r Abgaben ; 

35. U m w a n d l u n g des Zwecks oder Aufhebung e iner 
St i f tung nach § 87 BGB. ; 

36. Verbindl ichkei t zur E r r i ch tung n e u e r Schu len 
u n d Lehrs te l l en ; 

37. Verfügungen nach dem Ödlandgese tz vom 6. März 
1923 (GVB1. S. 89); 

38. A u s ü b u n g und Ablösung von Weiderechten auf 
f remdem G r u n d u n d Boden nach dem Weide­
gesetz vom 28. Mai 1852 (GBl. S. 601); 

39. E r sa t zansp rüche nach dem Gesetz vom 20. Mai 
1906 betreffend die Ausführung des Re ichs ­
gesetzes übe r die Bekämpfung der Reb laus vom 
6. Ju l i 1904 (GVB1. S. 193); 

40. Versagung u n d Entz iehung der F a h r e r l a u b n i s 
gemäß § 5 des Gesetzes über den Verkeh r mi t 
Kraf t fahrzeugen vom 3. Mai 1909 (RGBl. S. 437). 

Art . 5 
Zu §§ 22 u n d 85 des Gesetzes : F ü r Klagen in 

Par te i s t re i t igke i ten k o m m e n insbesondere folgende 
Gegens tände in Be t r ach t : 

1. Wasser recht , soweit die St re i t igkei ten n ich t u n t e r 
Ar t . 4 dieser Vero rdnung fallen oder ein beson­
de res En tschäd igungsver fahren (Art. 19C des 
Wassergesetzes) vorgeschr ieben ist ; 

2. Ansp ruch eines F ischere iberecht ig ten gegen den 
Wasse re igen tümer oder sonst a m Gewässer B e ­
rech t ig ten nach Ar t . 79 des Fischereigesetzes vom 
15. Augus t 1903 (GVB1. S. 527); 

3. Zugehör igkei t von Grunds tücken zu e iner G e -
m e i n d e m a r k u n g oder e iner abgesonder ten M a r ­
k u n g ; 

4. Aufhebung u n d Ablösung von Nutzungs rech ten 
a h Gemeindevermögen; 

5. A n s p r ü c h e auf a l lgemeine u n d besondere N u t z u n ­
gen des Gemeindevermögens und die dami t zu ­
s a m m e n h a n g e n d e n Verpfl ichtungen; 

6. öffentliche Eigenschaft eines Weges mi t Z u ­
hörungen , einer Brücke oder e ines Abzugskana i s ; 
Hers te l lung u n d U n t e r h a l t u n g der n ich t in die 
Klasse der Autobahnen , S t a a t s s t r a ß e n oder L a n d ­
s t r aßen gehörigen öffentlichen Wege, Brücken , 
Fäh ren , Stege und Abzugskanä le ; 

7. Genuß oder Mi tgenuß von St i f tungen; Rechte in 
bezug auf die S ü f t u n g s v e r w a l t u n g u n d Ver ­
le ihung des St i f tungsgenusses ; » 

8. A n s p r ü c h e von Fü r so rgeve rbänden gegene inan­
de r oder gegen den S t a a t auf Ersa tz von Auf­
w e n d u n g e n für die öffentliche Un te r s tü t zung 
Hi l fsbedürf t iger ; E r sa t zansprüche von Personen , 
die ohne Rechtspfl icht u n d ohne Auf t rag eines 
F ü r s o r g e v e r b a n d s Hilfe geleistet h a b e n ; 

9. Ersatzpfl icht des Unte rs tü tz ten u n d se iner E rben 
sowie d e s Ehega t t en und der E l te rn des U n t e r ­
s tü tz t en ; 

10. Kos ten der Fürso rgee rz iehung nach dem J u g e n d ­
amtsgese tz vom 20. Ju l i 1925 (GVB1. S. 211) i. d. F . 
v o m § 13 des Gesetzes vom 1. Aug. 1930 (GVB1. 
S. 267); 

11. k i rch l iche S imul t anve rhä l tn i s se ; 
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12. Zugehörigkeit zu einem Pfarrverband oder einem 
Kirchengemeindeverband; Pfarrsprengelgrenzen; 
Grenzen eines sonstigen Kirchengemeindebezirks, 
eines Haupt- oder Fernbezirks; 

13. Ansprüche und Verbindlichkeiten aus dem Kir­
chen- und Pfarrverband; Dienste und andere 
Leistungen für kirchliche Zwecke mit Ausnahme 
der Kirchensteuer, Verbindlichkeit zur Entrich­
tung besonderer Vergütungen für die Benützung 
kirchlicher Anstalten und Einrichtungen; Rück­
vergütung solcher Leistungen; 

14. Ansprüche auf Interkalargefälle erledigter kirch­
licher Pfründen, Verteilung der Diensteserträg-
nisse und Lasten bei Erledigung von kirchlichen 
Pfründen unter den Beteiligten; 

15. Haftung der kirchlichen Pfründebesitzer aus der 
Verwaltung oder Nutznießung des kirchlichen 
Pfründevermögens einschließlich der Haftung 
aus der baulichen Unterhaltung der Pfründe­
gebäude (Baufallschätzungen); Ansprüche der 
Genannten wegen des Aufwands für Verbes­
serungen; 

16. Ansprüche und Reichnisse aus dem israelitischen 
Kultusverband; 

11 Ansprüche hinsichtlich der Besetzung von welt­
lichen Kirchendienststellen; 

18. Zugehörigkeit zu einer Volksschule, Schulspren­
gelgrenzen; 

19 Verbindlichkeit zu Leistungen für den persön­
lichen und sächlichen Schulbedarf, besonders für 
die Bau- und Unterhaltungskosten der Schul-
häuscr und der Gebäude, die zugleich Schul-
und Mesnerhäuser sind, sowie für Einrichtung 
und Beheizung der Schulräume; 

20. Verteilung und Aufbringung des Schulbedarfs 
in Schulverbänden; 

21. Streitigkeiten aus Art. 68 des Schulbedarfs-
gesetzes vom 14. August 1919 (GVB1. S. 109) in 
der Fassung des Art. 20 Abs. 1 des Schulbedarfs-
gesetzes vom 11. Januar 1939 (GVB1. S. 12); 

22. Streitigkeiten nach § 21 Abs. II des Gesetzes 
über die Unfallfürsorge für Gefangene vom 
30. Juni 1900 (RGBl, S. 536). 

Art. 6 

Zu § 25 Abs. 3: 
(1) Der Antrag ist an keine Frist gebunden. 
(2) Antragsgegner ist die Körperschaft, deren Ver­

tretung die bestrittene Rechtsvorschrift erlassen hat. 
(3) Die Staatsanwaltschaft ist ajs beteiligt anzu­

sehen. Ist eine von einer Staatsbehörde erlassene 
Rechtsvorschrift angegriffen, so vertritt die Staats-
anwalstchaft den Staat. 

(4) Die öffentliche Bekanntmachung der Entschei­
dung kann auf den Entscheidungssatz beschränkt 
werden. 

(5) Die Entscheidung ist in der gleichen Weise 
öffentlich bekanntzumachen, wie die bestrittene 
Rechtsvorschrift veröffentlicht worden war. 

Art. 7 

Zu § 50 des Gesetzes: 
Die Anfechtungsklage ist unmittelbar beim Ver­

waltungsgerichtshof zu erheben gegen Entscheidun­
gen oder Verfügungen: 
1. der Spruchausschüsse in Flurbereinigungssachen; 
2. des Oberbergamts nach dem Berggesetz; 
8, der Stellen gegen deren Verfügungen oder Ent­

scheidung das Reichsverwaltungsgericht in seiner 
Eigenschaft als Nachfolger des Reichswirtschafts­
gerichts bisher angerufen werden konnte. 

Art. 8 
Zu § 87 des Gesetzes: 
(1) Das Verwaltungsgericht kann im anhängigen 

Verfahren eine Kreisverwaltungibehörde oder einen 
Bürgermeister mit einem Schlichtungsversuch be­
trauen. 

(2) Die Schlichtungsbehörde hat den Termin zur 
mündlichen Verhandlung den Beteiligten bekannt­
zugeben, 

(3) Die Schlichtungsbehörde kann Augenschein 
einnehmen, Zeugen und Sachverständige unbeeidigt 
vernehmen sowie Urkunden beiziehen. Auf die Ver­
pflichtung, einer Ladung als Zeuge oder Sachver­
ständiger Folge zu leisten oder ein Gutachten zu 
erstatten und auf die Ablehnung von Sachverstän­
digen sind die Vorschriften der ZPO. entsprechend 
anzuwenden. Wird eine Urkunde, deren Vorlage d;e 
Schlichtungsbehörde angeordnet hat, nicht vor­
gelegt, so kann das Verwaltungsgericht nach § 67 
Abs. 1 des Gesetzes vorgehen. Die gleiche Befugnis 
hat das Verwaltungsgericht gegenüber dem Unge­
horsam von Zeugen und Sachvers'ändigen, die von 
der Schlichtungsbehörde geladen werden. 

(4) Die Kosten des Verfahrens vor der Schlich­
tungsbehörde gelten als Teil der Kosten des ver­
waltungsgerichtlichen Verfahrens. 

Art. 9 
Zu § 102 des Gesetzes: 
(1) In Streitigkeiten über öffentliche Abgaben und 

Kosten sowie in Parteistreitigkeiten ist die Berufung 
nur zulässig, wenn der Streitwert mindestens 100.— 
RM beträgt. 

(2) Die Berufung ist ohne Rücksicht auf den 
Streitwert zulässig, wenn in dem Verfahren über 
eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung zu ent­
scheiden ist. Ob dies zutrifft, entscheidet der Ver­
waltungsgerich tshof vorweg ohne mündliche Ver­
handlung durch Beschluß. 

Art. 10 
Die Zwangsvollstreckung ist zulässig: 

1. Aus .rechtskräftigen und vorläufig vollstreckbaren 
Urteilen, 

2. aus gerichtlichen Straffestsetzungen, 
3. aus gerichtlichen Vergleichen (§ 99 des Gesetzes) 

oder aus Vergleichen, die vor einer Schlichtungs­
behörde abgeschlossen sind (§ 87 des Gesetzes), 

4. aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen (§ 131 des Ge­
setzes). 

Art. 11 
(1) Die Zwangsvollstreckung obliegt den Kreis­

verwaltungsbehörden, soweit sie nicht durch Gesetz 
anderen Behörden übertragen ist. 

(2) Sie kann von Amts wegen oder von den Be­
teiligten betrieben werden. 

(3) Für den Vollzug gilt, wenn es sich um Geld­
leistungen handelt, Art. 4 bis 9 des bayerischen 
Ausführungsgesetzes zur ZPO. und KO. vom 26. Juni 
1899 (GVB1. S. 401). 

(4) Handelt es sich um die Erwirkung der Her­
ausgabe von Sachen oder die Erwirkung von Hand­
lungen oder Unterlassungen, so sind §§ 883 und 890 
ZPO. entsprechend anzuwenden. 

(5) Über die bei den Verwaltungsbehörden nach 
Art. 7 Abs. 2 AGZPO. und KO. geltend zu machen­
den Einwendungen wird im Verwaltungsrechtsweg 
entschieden. 

Art. 12 
Zu § 135 Abs. 1 und 2 des Gesetzes: 
(1) Außer Kraft treten alle Bestimmungen von 

Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften, die eine 
verwaltungsgerichtliche Zuständigkeit der Kreis-
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Verwal tungsbehörden u n d der Regierungen (Senate) 
begründen . 

(2) Ih re bisher igen Zuständigkei ten gehen, soweit 
es sich u m Par te is t re i t igkei ten handel t , auf die Ver ­
wal tungsger ich te über . 

(3) Die Kre i sve rwa l tungsbehörden behal ten ihre 
Zus tändigkei t in den b isher zu Verwa l tungs rech t s ­
sachen e rk lä r t en Gegens tänden, w e n n sie bisher 
du rch einen verwal tungsger ich t l ichen Akt ein Rech t s ­
ve rhä l tn i s gestal tet oder festgestell t oder eine Ver­
pflichtung auferlegt haben , üben jedoch n u n m e h r 
diese Zus tändigkei t im Verwal tungswege aus . 

(4) Soweit die Regierungssenate Verwa l tungsak te 
der akt iven Verwa l tung in der F o r m einer v e r w a l ­
tungsger icht l ichen Entscheidung vorzunehmen h a t ­
ten, geht die Zuständigkei t hierfür auf die Regie­
rungen über . 

Art . 13 
Zu § 135 Abs. 1 und 2 des Gesetzes: 
(1) Nach den Grundsä tzen des Ar t . 12 t re ten ins ­

besondere außer Kraf t : 
i . § 19 Buchst , b der Vero rdnung vom 17. Dezem­

ber 1825, die Format ion , den Wirkungskre is und 
den Geschäftsgang der obers ten Ve rwa l tungs ­
s te l len in den Kre isen betreffend (Format ions­
verordnung , Reg.Bl. S. 1049); 

2. Ar t . 47 u n d 50 des Weidegesetzes vom 28. Mai 
1852 (GBl. S. 601), soweit dor t die Zuständigkei t 
zur Entsche idung von I r rungen u n d St re i t igkei ­
ten geregelt ist; ! • 

3. Ar t . 31 des Gesetzes betreffend das G e w e r b s ­
wesen vom 30. J a n u a r 1868 (GBl. S. 309); 

4. Die Sätze 2, 3 u n d 4 des Gesetzes vom 28. Novem­
be r 1889 betreffend die Ausführung des Reichs­
gesetzes vom 1. Mai 1869 übe r E r w e r b s - u n d 
Wirtschaf tsgenossenschaf ten (GVB1. S. 581); 

5. § 7 h Satz 1, § 8 Abs. 2, § 20, § 21 Abs. 2 u n d 
§ 53 der Ve ro rdnung vom 29. März 1892, den 
Vollzug de r Re ichsgewerbeordnung betreffend 
(GVB1. S. 61); 

6. Die Sätze 2, 3 u n d 4 des Gesetzes vom 22. Mai 
1892 betreffend die Ausführung des Reichsgeset­
zes vom 20. Apri l 1892 über die Gesellschaften 
mi t besch ränk te r Haf tung (GVB1. S. 119); 

- 7. § 9 Abs. 2 der Vero rdnung übe r die Verhäl tn isse 
der Bade r vom 31. März 1899 (GVB1. S. 111); 

8. Ar t . 4 Satz 2 bis 4 des Ausführungsgesetzes zum 
Bürger l ichen Gesetzbuch vom 9. J u n i 1899 (GVB1. 
Beilage S. 1); 

9. Art . 3 des Gesetzes vom 20. Mai 1906 zur A u s ­
führung des Reichsgesetzes über die Bekämpfung 
der Reblaus vom 6. J u n i 1904 (GVB1. S. 193); 

10. Art . 177 u n d Ar t . 189 Abs. 4 n u n in der Fassung 
vom 23. Ju l i 1931 (GVB1. S. 189) Abs. 3 des W a s ­
sergesetzes vom 23. M ä r z 1907 (GVB1. S. 157); 

11. Ar t . 1 u n d 2 des Gesetzes vom 6. Ju l i 1908, den 
Vollzug des Vereinsgesetzes betreffend (GVB1. 
S. 351); 

12. Ar t . 96 des Fischereigesetzes vom 15.August/1908 
(GVB1. S. 527) in der Fas sung des Ar t . 11 Abs. 2 
des Gesetzes vom 7. März 1924 (GVB1. S. 65); 

13. § 2 Abs. 3 der Vero rdnung übe r die Bez i rks ­
ä m t e r v o m 21. Dezember 1908 (GVB1. S. 1122); 

14. Art , 5 Abs. 3 des Ausführungsgesetzes vom 
13. Augus t 1910 zum Reichsviehseuchengesetz 
(GVB1. S. 615); 

15. § 1 Abs. 2 der Vero rdnung über das Apo theken ­
wesen ^om 27. J u n i 1913 (GVB1. S. 343); 

16. Ar t . 35 des Gesetzes übe r die Erschl ießung von 
Bauge lände vom 4. März 1923 (GVB1. S. 273); 

17. Art . 75 Abs. 4 nun 3 (s. Vereinfachungsgesetz 
vom 27. J u l i 1931) u n d Ar t . 83 des Ödlandgese t ­
zes vom 6. März 1923 (GVB1. S. 89); 

18. Art . 39 des Jugendamtgese tzes vom 20. Ju l i 1925 
(GVB1. S. 211); 

19. § 22 Satz 2 bis 5 und § 23 der Vero rdnung v o m 
12. Sep tember 1931 (GVB1. S. 251) zum Vollzug 
des Gasts tä t tengesetzes v o m . 28. Apri l 1930 
(RGBl. I S . 146); 

20. Art.-20, Abs. 2, 3, Art . 21, Art . 22 Satz 2, Ar t . 23, 
Ar t . 28 Abs. 5 u n d Ar t . 37 Abs. 2 Satz 2 des Für-^ 
Sorgegesetzes vom 23. Mai 1939 (GVB1. S. 185); 

21. Ar t . 73 des Flurbere inigungsgesetzes vom 11. F e ­
b r u a r 1932 ^GVBl. S. 73) in Verb indung mit d e m 
Gesetz Nr. 24 vom 15. J u n i 1946 (GVB1. S. 185); 

22. Art . 20 des Almgesetzes vom 28. Apr i l 1932 
(GVB1. S. 237); 

23. Die Verordnung über den Vollzug der Reichs­
ä rz teordnung u n d der Re ichs t i e rä rz teordnung 
vom 19. August 1936 (GVB1. S. 153); Art . 2 Abs. 4 
Satz 3 und Ar t . 3 Abs. 4 Satz 3 der Bayer ischen 
Ärz teo rdnung vom 25. M a i 1946 (GVB1. S. 193); 

24. Die Verordnung über den Vollzug der B e s t a l ­
lungsordnung für Apotheker vom 5. J a n u a r 1933 
(GVB1. S. 38); 

25. Die Verordnung über den Vollzug des H e b ­
ammengese tzes vom 13. Mai 1939 (GVB1. S. 197); 

26. Ziff. 1 der Vero rdnung zur Vereinfachung des 
Fürsorgerech ts vom 7. Oktober 1939- (RGBl. I 
S. 2002); 

27. Ar t . 8 Abs. 2 u n d 3 und, Art . 14 Abs. 2 des G e ­
setzes übe r die Erhebung von Ki rchens teuern 
vom 1. Dezember 1941 (GVB1. S. 169) in der F a s ­
sung der Vero rdnung vom 21. Dezember 194S 
(GVB1. 1946 S. 22). 

(2) § 2 der Verordnung vom 29. März 1892, den 
Vollzug der Re ichsgewerbeordnung betreffend (GVBL 
S. 61) e r h ä l t folgende Fassung : 

I n den Fäl len, in denen nach §§ 20 und 21 der 
Gewerbeo rdnung zu ve r fahren ist, bi lden die V e r ­
wal tungsger ich te die kollegiale Behörde . 
(3) Ar t . 19 Abs. 1 des Gesetzes übe r die A b ­

m a r k u n g der Grunds tücke vom 30. J u n i 1900 (GVBL 
S. 553) e rhä l t folgende Fassung : 

Stre i t igkei ten übe r die Abmarkungspf l icht u n d 
die Ar t der Abmarkung , über ihre Gül t igkei t u n d 
über die E rha l t ung der Grenzzeichen entscheiden 
die Verwal tungsger ich te . 
In Ar t . 20 u n d 21 des Abmarkungsgese tzes w e r ­

den die Wor te „Dis t r ik t sve rwal tungsbehörde" e r ­
setzt durch „Verwal tungsger icht" . 

(4) Ziff. 1 Abs. 2 der B e k a n n t m a c h u n g zum Voll­
zug der Schorns te infegerordhung vom 4. Mai 1935 
(GVB1. S. 425) e rhä l t folgende Fassung : 

Über den Rekur s gegen den Widerruf der Bes t e l ­
lung zum Bezirksschornste infegermeis ter en t sche i ­
de t das Verwal tungsger ich t . 

• Ar t . 14 
Zu § 137 des Gesetzes: 
(1) Der Verwal tungsger ichtshof ist zuständig zur 

Entsche idung von Berufungen gegen Schiedssprüche 
der Regierungen u n d Land rä t e , du rch die im Fa l l e 
der Ände rungen im Bes tände von Gemeinden, G e ­
me indeve rbänden oder Schu lve rbänden , Landkre i se , 
Ki rchengemeinden oder k i rchl ichen Fr i edhofsve r ­
bänden , fe rner bei Ablösungen nach Ar t . 86 a d e r 
Ki rchcngemeindeordnung eine n ich t erz ie lbare g ü t ­
l iche Einigung u n t e r den Betei l igten übe r die T e i ­
lung oder die Ause inanderse tzung ih re r Vermögen 
oder übe r ihre Rechte u n d Pflichten in bezug auf 
bes tehende Ans ta l t en oder über die Ablösung e r ­
setzt werden . 

(2) Die Vorschrif ten des Gesetzes ü b e r die P a r t e i ­
s t re i t igkei ten sind en t sprechend anzuwenden . 

(3) Die S taa t sanwa l t scha f t ist h ierbei als betei l igt 
anzusehen . 

M ü n c h e n , den 27. S e p t e m b e r 1946. 

Der Bayer i sche Min i s t e rp räs iden t 
Dr. Wilhelm H o e g n e r . 
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Gesetz Nr. 40 
über öffentliche Bekanntmachungen. 

Vom 22. August 1946. 
Art. 1 

(1) Veröffentlichungen, deren Bekanntmachung 
durch Gesetz, Verordnung, Satzung oder Vertrag 
bisher im Deutschen Reichsanzeiger, in der Sammel­
liste für aufgerufene Wertpapiere der Deutschen 
Reichsbank, in der Allgemeinen Verlosungstabelle 
der Deutschen Reichsbank oder in sonstiger Weise 
vorgesehen war, sind fortan im Bayerischen Staats­
anzeiger zu bewirken. 

(2) Außer im Bayer. Staatsanzeiger kann die Ver­
öffentlichung auch noch in anderen Blättern ge­
schehen, wenn dies nach Art und Bedeutung der 
Angelegenheit erforderlich erscheint. 

(3) Unberührt bleiben die Vorschriften über Ver­
öffentlichungen in den hierfür bestimmten Blättern 
der Gerichte. 

Art. 2 
(1) Der Staatsminister der Justiz kann für beson­

dere Fälle oder allgemein anordnen, daß Veröffent­
lichungen abweichend von Art. 1 in bestimmten 
Blättern zu erfolgen haben. Er kann die in beson­
deren Fällen zu erlassende Anordnung auch auf ein 
Gericht oder ein Organ der Justizverwaltung über­
tragen. Ist- für einen Einzelfall die Veröffentlichung 
in einem bestimmten Blatt abweichend von Art. 1 
angeordnet, so soll bei der Veröffentlichung auf 
diese Anordnung hingewiesen werden. 

(2) Der Staatsminister der Justiz bestimmt Zeit 
und Form für den Aufruf vernichteter Wertpapiere 
gemäß § 5 der 7. Durchführungs- und Ergänzungs­
verordnung zur Kriegssachschädenverordnung vom 
6. 11. 1943 (RGBl. I S. 632) und für die öffentliche 
Bekanntmachung im Verfahren zum Zwecke der 
Kraftloserklärung der in § 7 Abs. 2 Ziff. 1—7 der 
Verordnung zur Vereinfachung der Bekanntmachun­
gen über Wertpapiere vom 22. 1. 1944 (RGBl. I 
S. 42) aufgeführten Urkunden. 

(3) Der Staatsminister der Justiz kann sonstige 
Vorschriften zur Durchführung und Ergänzung die­
ses Gesetzes erlassen und Zweifelsfragen im Ver­
waltungswege regeln. 

Art. 3 ' 
Die seit der Besetzung durch die alliierten Streit­

kräfte bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
anderer Weise erfolgten Veröffentlichungen sind 
rechtsgültig. 

Art. 4 
Das Gesetz tritt am 1. September 1946 in Kraft. 
M ü n c h e n , den 22. August 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r. 

Verordnung Nr. 8 6 
betreffend Änderung der Verordnung über 
das Verbot von Leistungen in der öoziai-
versicherung an ehemalige Mitglieder der 

NSDAP und ihrer Gliederungen 
vom i..-. 2. 19:6 

(GVBi. 1946, Seite 60). 
Vom 19. Juli 1946. 

§ 1 
Personen, die unter Gruppe I oder II des Gesetzes 

zur Befreiung von Nationalsozialismus und Milita­
rismus vom 5. 3. 1946 (Gesetz- und Verordnungs­
blatt 1946, Seite 145 folgende) eingestuft worden 
sind, dürfen keine Renten aus der Sozialversiche-
nmg erhalten. 

§ 2 
Die Verordnung betreffend Verbot von Leistungen 

der Sozialversicherung bei ehemaligen Mitgliedern 
der NSDAP und ihrer Gliederungen vom 2. 2. 1946 
(Gesetz- und Verordnungsblatt 1946, Seite 60) ist 
mit Wirkung vom 1. September 1946 ab auf Hinter­
bliebenenrenten (Witwenr, Witwer- und Waisen­
renten) bzw. Ruhegeldansprüche der Hinterbliebe­
nen nicht mehr anzuwenden. 

Die in Absatz 1 genannte Verordnung ist ferner 
vom genannten Tage ab auf solche Personen nicht 
mehr anzuwenden, welche nachweisen, daß sie nicht 
zu der Gruppe I oder II gemäß Artikel 4 des Ge­
setzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und 
Militarismus vom 5. 3. 1946 gehören. 

§ 3 
Der Nachweis nach § 2, Absatz 2 ist der zustän­

digen Postanstalt durch Vorlage einer belaubigten 
Abschrift der Entscheidung der Spruchkammer (Ar­
tikel 43, 45 des Gesetzes vom 5. 3. 1946) zu erbringen. 

§ 4 
Nachzahlungen der auf Grund der Verordnung 

vom 2. 2. 1946 (Gesetz- und Verordnungsblatt 1946, 
Seite 60) für die seit vor dem 1. September 1946 
nicht gezahlten Renten erfolgen nicht. 

M ü n c h e n , den 19, Juli 1946. 
Der Bayerische Arbeitsminister, 

Albert R o ß h a u p t e r . 

Verordnung Nr. 87 
zur Einsetzung eines Staatskommissars 

für die Neuordnung der Statistik. 
Vom 12. Juli 1946. 

§ 1 
1. Zur Zusammenfassung und Vereinfachung der 

Statistik wird ein „Staatskommissariat für die Neu­
ordnung der Statistik in Bayern" eingesetzt. 

2. Er ist dem Ministerpräsidenten unmittelbar 
unterstellt und hat seinen Sitz in München. 

3. Seine Zuständigkeit erstreckt sich auf sämt­
liche Gebiete und Träger der Statistik in Bayern. 
Er hat die bestehenden Statistiken einschließlich 
der nichtamtlichen zur rationellen Ausgestaltung 
und raschen Ausarbeitung zusammenzufassen und 
den Apparat des statistischen Dienstes zu verein­
fachen. 

§ 2 
Für die Durchführung seiner Aufgaben bedient 

sich der Staatskommissar für die Neuordnung der 
Statistik in Bayern des Bayerischen Statistischen 
Landesamtes. Sämtliche Behörden und Statistik 
führenden Betriebe sind ihm zur Amtshilfe ver­
pflichtet. 

§ 3 
Die allgemeinen Anordnungen des L aatskommis-

sars für die Neuordnung der Statistik in Bayern 
werden im Bayerischen Staatsanzeiger bekannt­
gemacht. Im übrigen bedürfen sie zu ihrer Wirk­
samkeit lediglich der Zustellung an den zur Erstel­
lung statistischer Erhebungen Verpflichteten. Die 
Anordnung kann auch in einem statistischen Form­
blatt enthalten sein. 

§ 4 
Zum Staatskommissar für die Neuordnung der 

Statistik in Bayern ist Herr Dr. Guido F i s c h e r , 
Professor der Betriebswirtschaftslehre an der Uni­
versität München, mit Wirkung am 19. Juni 1946 
ernannt. 

M ü n c h e n , den 12. Juli 1946. 
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Wilhe'jn H o e g n e r . 
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Verordnung Nr. 8 8 
zur Änderung der Verordnung betreffend 
Erlöschen «»er Krankenversicherung nach 
§ ü09b RVO (Gesetz- uud Verordnungs­

blatt 1946, Seite 11, 53). 
Vom 17. Juli 1946. 

Der Absatz 3 der Verordnung betreffend Er­
löschen der Krankenversicherung nach § 209 f RVO. 
(Gesetz- und Verordnungsblatt 1946, Seite 11) in 
der Fassung der Berichtigung (Gesetz- und Verord­
nungsblatt 1946 Seite 53) wird als durch1 Zeitablauf 
gegenstandslos geworden hierdurch aufgehoben. 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1946 in 
Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Ver­
sicherungsfälle werden nicht berührt. 

M ü n c h e n , den 17. Juli 1946. 
Der Bayerische Arbeltsminister 

Albert R o ß h a u p t e r . 

Verordnung Nr. 8 9 
über die Errichtung eines „Landes­

beschaffungsamtes tür Poiizeiausrüsiung" 
Vom 1. Mai 1946. 

§ 1 
Zum Zwecke der einheitlichen Beschaffung der 

gesamten Ausrüstung für die staatliche und ge­
meindliche Polizei Bayerns wird ein „Landesbeschaf­
fungsamt für Polizeiausrüstung" errichtet. 

§ 2 
Das Landesbeschaffungsamt für Polizeiausrüstung 

untersteht dem Staatsminister des Innern unmittel­
bar. Es hat seinen Sitz in München. 

§ 3 
Der Leiter des Amtes führt die Dienstbezeich­

nung „Direktor des Landesbeschaffungsamtes für 
Polizeiausrüstung". Er muß ausreichende Kennt­
nisse auf dem Gebiete der Textilkunde bzw. der 
Tex til wir tschaft besitzen. 

§ 4 
Der Gesamtbedarf des Amtes sowie die Zahl der 

benötigten Beamten und Hilfskräfte wird durch 
einen eigenen Haushaltplan bestimmt. 

§ 5 
Die Ausführungsbestimmungen zu dieser Verord­

nung erläßt das Staatsministerium des Innern im 
Benehmen mit dem Staatsministerium für Finanzen 
und dem Staatsministerium für Wirtschaft. 

§ 6 
Das Beschaffungsamt der Schutzpolizei in Nürn­

berg wird aufgelöst. Das Vermögen und der Waren­
bestand des aufgelösten Beschaffungsamtes geht 
auf das neu zu errichtende Landesbeschaffungsamt 
über. 

§ 7 
Diese Verordnung tritt am 10. Mai 1946 in Kraft. 
M ü n c h e n , den 1. Mai 1946. 

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r , 

Verordnung Nr. 90 
betreffend Aufhebung des § 8 der Durch­
führungsverordnung zum Gesetz über wei­
tere Maßnahmen in der Reichsversicherung 

aus Ämaß des Krieges vom Id.9.1941 
(RGBl. 1 S. 568). 

Vom 18. Juli 1946. 
Da. ein Bedürfnis für die Versicherungsfreiheit 

der Ehefrau von Personen, die nach §§ 1234, 1237 
und 1242 RVO., sowie §§ 11, 14 und 17 AVG. ver­
sicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht 
befreit sind, nicht mehr besteht, wird § 8 der oben­
bezeichneten Verordnung hierdurch mit Wirkung 
vom 1. September 1946 für das Land Bayern auf­
gehoben. 

M ü n c h e n , den 18. Juli 1946. 
Der Bayerische Arbeitsminister 

Albert R o ß h a u p t e r . 

Verordnung Nr. 91 
betreffend Zuständigkeit der Unfallver­

sicherung für das Bayerische Rote Kreuz. 
Vom 25. Februar 1946. 

Im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats­
ministerium des Innern wird folgendes bestimmt: 

Zum gesetzlichen Unfallversicherungsträger für 
das Bayerische Rote Kreuz in seiner Gesamtheit 
als Hilfeleistungsbetrieb im Sinne des § 627 RVO. 
wird der Bayerische Gemeindcunfallversicherungs-
verband erklärt. 

Diese Verordnung gilt mit Wirkung vom 1. Juni 
1945 ab. 

M ü n c h e n , den 25. Februar 1946. 
Der Bayerische Arbeitsminister 

Albert R o ß h a u p t e r . 
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